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Angelika Krebs: 

Wieviel Gleichheit wollen wir?

(In: D. Horster, Hg., Sozialstaat und Gerechtigkeit, Weilerswist 2005, S. 39 ff. –Auszug)

Der Nonegalitarismus misst Gleichheit keinen zentralen Wert an sich zu. Er versteht Gerechtigkeit nicht relational, sondern wesentlich über absolute Standards der Suffizienz. Könnte man die Lebensaussichten der Menschen mit einer Waage messen, dann operierte der Nonegalitarismus mit einer gängigen Küchenwaage und trachtete danach, dass alle Menschen den grünen Bereich des Genug erreichen. Ungleichheiten oberhalb der Schwelle des Genug gelten im Nonegalitarismus nicht per se als ungerecht. […] 

Bei den neuen Nonegalitaristen hat der Staat nicht nur die negative Freiheit aller zu schützen. Er hat auch dafür zu sorgen, dass niemand unter elenden Umständen existieren muss. Jeder muss Zugang haben zu: 

-Nahrung - Obdach -Sicherheit -medizinischer Grundversorgung -persönlichen Nahbeziehungen sozialer Zugehörigkeit - Individualität - privater wie politischer Autonomie. 

Allen muss ein menschenwürdiges Leben effektiv ermöglicht werden, was nicht heißt, dass nicht alle, etwa durch Arbeit, auch ihren Teil dazu zu leisten haben, dass sie ein menschenwürdiges Niveau erreichen. 

Im nonegalitaristischen Humanismus weitet sich damit der Fokus von negativer Freiheit auf    Menschenwürde. Gerechtigkeit muss jedoch im Humanismus nicht einfach mit der unbedingten Garantie eines humanitären Sockels für alle zusammenfallen. Dem Sockel nachgeordnet können vielmehr diverse Verteilungsprinzipien rangieren, wie die Prinzipien der Anerkennung be- sonderer Leistungen, der Vergabe von Stellen nach Qualifikation oder des freien Tausches. […] 

Der wichtigste Vorwurf an den Egalitarismus lautet auf Verwechslung von »Allgemeinheit« mit »Gleichheit«: Argumente dafür, dass Gerechtigkeit Gleichheit verlangt und damit mehr als einen Sockel von Menschenrechten plus Verteilungsgerechtigkeit für alle, sucht man in der politischen Gegenwartsphilosophie vergebens. Was man anstelle von Argumenten findet, ist eine Ver- wechslung von Forderungen nach Allgemeinheit oder Inklusion, nach der allgemeinen Gewährung des Zugangs zu dem Sockel einerseits, mit Forderungen nach relationaler Gleichheit andererseits. Anders gesagt, man findet eine Verwechslung von Forderungen nach dem Genug für alle mit Forderungen nach dem Gleichviel wie die anderen für alle. […]

Aber diese Gleichheit, die man dann fordert, ist nur ein Nebenprodukt des eigentlichen Ziels. […] An sich ist die Angleichung der Lebenschancen der Menschen kein Ziel der Gerechtigkeit, sondern eine Ausgeburt des Neides oder, mit Nietzsche geredet, des Ressentiments. […] 

Wir müssen im Namen der Gerechtigkeit nicht alle Kontingenzen, von denen das menschliche Leben nur so wimmelt, kompensieren, um möglichst gerade Balken zu erreichen. Gerechtigkeit ist kein Kompensationsbetrieb für Glück und Pech aller Art. Wer hungert oder schwer krank ist, hat einen moralischen Anspruch auf Unterstützung, nicht weil es anderen unverdientermaßen besser geht als ihm, sondern weil es ihm schlecht geht und Punkt. 

Der Egalitarismus gewinnt seine Plausibilität vor allem aus der Ungerechtigkeit der Verletzung menschenwürdiger Lebensbedingungen, die er als Ungleichheiten beschreibt. Wie kann es ge- recht sein, fragt der Egalitarist, wenn die einen hungern müssen und die anderen Austern und Champagner schlürfen? Gerechtigkeit muss Gleichheit unter den Menschen schaffen. - Identifiziert man jedoch die vorliegende Ungerechtigkeit richtig, nämlich als Verletzung elementarer, absoluter Gerechtigkeitsstandards, dann verliert der Egalitarismus seine Plausibilität, und was bleibt ist der illegitime Übergang vom Genug zum Gleichviel wie die anderen, von Universalität und Unparteilichkeit zu Egalität. 

Elizabeth Anderson: 

Warum eigentlich Gleichheit?

(In: A. Krebs, Gleichheit oder Gerechtigkeit, Frankfurt/M. 2000, S. 122 ff.)

Es gibt eine ganze Liste von Argumenten gegen die Gleichheit. Einige Kritiker sind der Ansicht, es sei aussichtslos, Gleichheit verwirklichen zu wollen, weil keine zwei Menschen wirklich gleich seien. Da Individuen so unterschiedliche Talente, Ziele, soziale Identitäten und Lebensumstände hätten, riefe die Verwirklichung von Gleichheit in einem Bereich notwendigerweise Ungleichheit in anderen hervor.Gäbe man verschiedenen Menschen die gleiche Menge Geld, so würden die Vorsichtigen daraus einen größeren Glücksgewinn ziehen als die Unvorsichtigen. Egalitaristen haben in jüngster Zeit dem Problem einer angemessenen Definition des Raums, innerhalb dessen Gleichheit wünschenswert ist, verstärkt ihre Aufmerksamkeit gewidmet und konnten die genannten Vorwürfe dadurch erfolgreich entkräften. Sobald der Raum egalitärer Berücksichtigung definiert ist und Ungleichheiten auf anderen Gebieten toleriert werden können, wird Gleichheit zu einem realistischen Ziel. Andere Kritiker werfen dem Egalitarismus vor, sein Bemühen um Gleichheit sei eine Verschwendung, da er Güter, die nicht gerecht zu verteilen sind, eher wegwerfen würde als einigen mehr zu geben. Dies könne dann zu einer Unterdrückung von Talenten führen, falls nicht alle auf ein gleichmäßig hohes Niveau zu bringen seien. Heutige Egalitaristen vertreten ein Leximin-Kriterium der Gleichheit, das Ungleichheiten so lange erlaubt, wie sie den am schlechtesten Gestellten zugute kommen bzw. ihnen keinen Schaden zufügen. Sie sorgen sich also nicht besonders um Einkommensunterschiede zwischen den sehr Reichen. Viele Vertreter des Glücksegalitarismus befürworten auch ein starkes Selbstbestimmungsprinzip; sie missbilligen demzufolge jede Einmischung bei der Entscheidung, wie Menschen ihre Talente entwickeln wollen, ebenso wie eine erzwungene Aneignung der Produktivität dieser Talente.

Glücksegalitaristen haben insbesondere auf Kritik reagiert, die Gleichheit aus der Perspektive von Idealen wie Verdienst, Verantwortung und Marktwirtschaftlichkeit in Frage stellt. Kritiker der Gleichheit bemängeln, dass Egalitaristen in diesem Sinne denen Güter wegnehmen, die sie verdienen.  […] Im Hinblick auf die Empfänger wird von Kritikern beanstandet, dass der Egalitarismus persönliche Verantwortung unterminiert, indem er Resultate unabhängig von persönlichen Entscheidungen garantiert. Infolge dieser Einwände sind Glücksegalitaristen von einer Gerechtigkeitskonzeption der Ergebnisgleichheit zu einer der Chancengleichheit übergegangen: Sie fordern jetzt nur noch, dass Menschen zu Beginn die gleichen Chancen haben sollen, zu Wohlstand oder in den Genuss von Vorteilen zu kommen, bzw. dass ihnen am Anfang die gleiche Menge von Ressourcen zur Verfügung stehen muss. Doch sie betrachten jegliche Ungleichheit als gerecht, sofern diese das Ergebnis von bewussten Entscheidungen Erwachsener ist. […] 

Stellen wir uns einen nicht versicherten Autofahrer vor, der fahrlässig illegal wendet und dadurch einen Unfall verschuldet. Der nicht versicherte Fahrer hängt nach dem Unfall an einem Beatmungsgerät und kämpft um sein Leben. Im Zuge einer gerichtlichen Anhörung wird er für schuldig befunden, den Unfall verursacht zu haben. Aus der Sicht des Egalitarismus hat der schuldige Autofahrer keinen Rechtsanspruch auf eine Fortsetzung der medizinischen Versorgung. Nennen wir dies das Problem der Vernachlässigung fahrlässiger Opfer. 

Wenn der schuldige Fahrer überlebt, infolge des Unfalls aber behindert ist, so hat die Gesellschaft keine Verpflichtung, sich um seine Behinderung zu kümmern. […] Daraus folgt beispielsweise, dass die Post Blin- denhunde der von Geburt an Blinden in ihr Gebäude hineinlassen muss, Blindenhunde derjenigen Autofahrer, die ihr Augenlicht bei einem selbstverschuldeten Autounfall verloren haben, aber von Rechts wegen des Gebäudes verweisen kann. […] Nennen wir dies das Problem der Diskriminierung zwischen Behinderten.[…]  

Wenden wir uns als nächstes Arbeitern mit gefährlichen Berufen zu. Polizisten, Feuerwehrleute, Angehörige der Armee, Bauern, Fischer und Bergarbeiter haben ein deutlich höheres Risiko, bei der Arbeit verletzt oder getötet zu werden. Nun sind dies aber »typische Beispiele für kalkulierten Zufall«, und somit lassen sich daraus keine Ansprüche auf öffentlich subventionierte medizinische Versorgung oder auf die Unterstützung der Angehörigen ableiten, wenn es zu einem Unfall kommt. Nennen wir dies das Problem der Berufsdiskriminierung. […]

Harry Frankfurt: 

Gleichheit und Achtung

(In: A. Krebs, Hg, Gleichheit oder Gerechtigkeit, Frankfurt/M. S. 38 ff.- Auszug)

Die Annahme, der Egalitarismus sei von intrinsisch moralischem Wert, wird von mir kategorisch abgelehnt, gleichgültig, um welche Spielart des Egalitarismus es sich dabei handelt. Dies bedeutet ausdrücklich nicht, dass ich bestehende Ungleichheiten billige oder ihnen gegenüber indifferent bin. Auch soll damit nicht gesagt sein, dass ich Bestrebungen entgegenstehe, solche Ungleichheiten zu beseitigen. Tatsächlich unterstütze ich viele solcher Bestrebungen. Was mich jedoch zu dieser Unterstützung veranlasst, ist nicht die Überzeugung, dass Gleichheit ein moralischer Wert sei, der um seiner selbst willen anzustreben wäre, und dass egalitäre Zielsetzungen daher ebenfalls um ihrer selbst willen wertvoll seien. Es handelt sich vielmehr um die kontingente und pragmatisch begründete Überzeugung, dass ein Zuwachs an Gleichheit gleich welcher Art die Befolgung anderer sozial wünschenswerter Ziele erleichtern wird. Gleichheit als solcher kommt meines Erachtens kein inhärenter und unabgeleiteter moralischer Wert zu. […]

Es gibt kein egalitäres Ideal, dessen Verwirklichung schon um seiner selbst willen wertvoll ist. Wenn das Streben nach Gleichheit moralisch geboten ist, dann deshalb, weil dadurch ein anderer Wert gefördert wird, und nicht, weil Gleichheit als solche moralisch erstrebenswert ist, Zusätzlich zur Ressourcengleichheit und Wohlfahrtsgleichheit können noch andere Formen der Gleichheit unterschieden werden: Chancengleichheit, Rechtsgleichheit, gleiche Achtung, gleiche Rücksicht, gleiche Anteilnahme und so weiter, Nach meiner Überzeugung ist keine dieser Formen von Gleichheit an sich  wertvoll. Daher vertrete ich auch die Position, dass keines der korrespondierenden egalitären Ideale von unabgeleitetem moralischem Wert ist. […]

Die egalitäre Verdammung von Ungleichheit als an  sich schlecht verliert meines Erachtens an Überzeugungskraft, sobald die Möglichkeit anerkannt wird, dass Personen, die bedeutend schlechter gestellt sind als andere, dennoch sehr gut gestellt sein können. Die egalitäre Position ist jedoch selbst dann irreführend, wenn ihre moralischen Forderungen abgeschwächt werden. Schließlich ist Ungleichheit eine rein formale Eigenschaft. Aus dieser formalen Eigenschaft einer Beziehung zwischen zwei Dingen folgt überhaupt nichts bezüglich der Wünschbarkeit oder des Wertes eines dieser Dinge. Sicherlich sind es nicht formale, sondern substantielle Bestimmungen, die genuin moralische Bedeutung haben. Es kommt darauf an, ob Menschen ein gutes Leben führen, und nicht, wie deren Leben relativ zu dem Leben anderer steht. […]

Akzeptieren wir also als notwendige begriffliche Wahrheit, dass radikal minderwertigere Leben ausnahmslos schlecht sind. In diesem Fall wird es vernünftig sein, der Aussage zuzustimmen, dass die radikale Minderwertigkeit der Lebensaussichten einiger Menschen in der Tat ein […] Übel ist. Aber warum ist es ein Übel? Das Übel liegt nicht in dem Umstand, dass die minderwertigeren Leben zufällig in einem Verhältnis der Ungleichheit zu anderen Leben stehen. Das Übel, dass manche Menschen ein schlechtes Leben führen, entsteht nicht dadurch, dass andere Menschen ein besseres Leben führen. Das Übel liegt einfach in der unverkennbaren Tatsache, dass schlechte Leben schlecht sind.

Friedrich A. von Hayek

Über die „soziale Gerechtigkeit"

( Aus: H. Schleichert, Von Plato bis Wittgenstein. Ein philosophisches Lesebuch (1973), München 1998, S. 246ff)

Die Behauptung, daß in einer Gesellschaft freier Menschen (im Unterschied zu irgendeiner Zwangsorganisation) der Begriff der sozialen Gerechtigkeit im strengen Sinne leer und bedeutungslos sei, erscheint vermutlich den meisten Menschen ganz unglaubhaft. Sind wir nicht alle ständig be​unruhigt, weil wir beobachten, wie ungerecht das Leben verschiedene Menschen behandelt, und weil wir sehen, daß die Gerechten leiden und die Ungerechten gedeihen? Und haben wir nicht alle ein Gefühl für Angemessenheit und beobachten es mit Genugtuung, wenn wir erkennen, daß eine Belohnung einer Anstrengung oder einem Opfer angemessen ist?

Die erste Einsicht, die diese Gewißheit erschüttern sollte, ist die, daß wir dieselben Gefühle auch im Hinblick auf Unterschiede in menschlichen Schicksalen haben, für die offensichtlich keine menschliche Tätigkeit verantwortlich ist und die Ungerechtigkeit zu nennen darum offensichtlich absurd wäre. Trotzdem empören wir uns gegen die Ungerechtigkeit, wenn eine Folge von Schicksalsschlägen eine Familie trifft, während eine andere stetig gedeiht, wenn eine verdienstliche Anstrengung durch irgendein unvorhersehbares Unglück vereitelt wird, und besonders, wenn von vielen Leuten, deren Anstrengungen gleich groß scheinen, einige glänzenden Erfolg haben, während andere einen völligen Mißerfolg erleiden. Es ist gewiß tragisch, das Fehlschlagen der anerkennenswerten Anstrengungen von Eltern zu sehen, ihre Kinder aufzuziehen, von jungen Menschen, eine Karriere aufzubauen, oder eines Entdeckers oder Wissenschaftlers, der eine glänzende Idee verfolgt. Und wir protestieren gegen ein derartiges Schicksal, obwohl wir keinen kennen, der dafür zu tadeln wäre, oder von irgendeiner Methode wüßten, nach der solche Enttäu​schungen verhindert werden können.

Nicht anders ist es im Hinblick auf das allgemeine Gefühl der Ungerechtigkeit im Falle der Verteilung materieller Güter in einer Gesellschaft freier Menschen. Obwohl wir in diesem Falle weniger bereit sind, es einzugestehen, behaupten doch unsere Klagen über das ungerechte Ergebnis des Marktes nicht wirklich, daß irgend jemand ungerecht gewesen sei; und es gibt keine Antwort auf die Frage, wer ungerecht gewesen ist. Die Gesellschaft ist einfach zu der neuen Gottheit geworden, an die wir unsere Klagen und Schadensersatzforderungen richten, wenn sie die Erwartungen nicht erfüllt, die sie geweckt hat. Es gibt kein Individuum und keine kooperierende Gruppe von Leuten, denen gegenüber der Leidende eine gerechte Klage vorzubringen hätte, und es gibt keinerlei denkbare Re​geln des gerechten individuellen Verhaltens, die zu gleicher Zeit eine funktionierende Ordnung gewährleisteten und derartige Enttäuschungen verhinderten.

Der einzige in diesen Klagen enthaltene Vorwurf ist der, daß wir ein System dulden, in dem jeder seine eigene berufliche Tätigkeit wählen darf und deshalb niemand die Macht und die Pflicht haben kann, dafür zu sorgen, daß die Resultate unseren Wünschen entsprechen. Denn in einem solchen System, wo jeder sein Wissen für seine eigenen Absichten gebrauchen darf, ist der Begriff ,soziale Gerechtigkeit' notwendig leer und ohne Bedeutung, weil hier niemandes Wille die relativen Einkommen der verschiedenen Leute bestimmen oder verhindern kann, daß sie teilweise vom Zufall abhängig sind. .Soziale Gerechtigkeit' kann nur in einer gelenkten oder .,Befehls'-Wirtschaft eine Bedeutung erhalten (wie etwa in einer Armee), in der den Individuen befohlen wird, was sie tun sollen; und jede bestimmte Vorstellung von .sozialer Gerechtigkeit' könnte nur in einem derartigen zentral gesteuerten System verwirklicht werden. Es setzt voraus, daß die Leute von spezifischen Anweisungen und nicht von Regeln des gerechten individuellen Verhaltens gelenkt werden. Tatsächlich könnte kein System von Regeln gerechten individuellen Verhaltens und deshalb keine freie Handlung der Individuen Ergebnisse hervorbringen, die irgendeinem Prinzip distributiver Gerechtigkeit genügten. [...]

Robert Nozick:

Verteilungsgerechtigkeit

(R. Nozick: Anarchie – Staat – Utopia, München 2006², S. 201 ff)

Der Ausdruck " Verteilungsgerechtigkeit" ist kein neutraler. Beim Hören des Ausdrucks  "Verteilung" stellen sich die meisten Menschen vor, irgendein Gegenstand oder Mechanismus wende irgendeinen Grundsatz oder ein Kriterium an, um eine Güterverteilung zu liefern. Dabei können sich Fehler eingeschlichen haben. So ist es zumindest eine offene Frage, ob eine Umverteilung stattfinden sollte; ob man das, was schon einmal, aber schlecht ausgeführt wurde, noch einmal ausführen sollte. Doch wir sind nicht in der Lage von Kindern, denen jemand Kuchenstücke austeilt und in letzter Minute schlecht geschnittene Stücke berichtigt. Es gibt keine zentrale Verteilung, keine Person oder Gruppe, die berechtigt wäre, alle Hilfsquellen zu kontrollieren und gemeinsam zu entscheiden, wie sie zu verteilen sind. Wenn jemand etwas bekommt, dann von anderen im Austausch gegen etwas oder als Geschenk. In einer freien Gesellschaft kontrollieren verschiedene Personen verschiedene Hilfsquellen, und neue Besitzverhältnisse entstehen aus den freiwilligen Tauschakten und sonstigen Handlungen der Menschen. Es werden ebensowenig Anteile verteilt, wie Partner in einer Gesellschaft verteilt werden, in der die Menschen entscheiden können, wen sie heiraten wollen. Das Gesamtergebnis entsteht aus vielen Einzelentscheidungen, zu denen die jeweiligen einzelnen berechtigt sind. [...]

 Die Frage der Gerechtigkeit bei den Besitztümern hat drei Hauptgegenstände. Der erste ist der ursprüngliche Erwerb von Besitz, die Aneignung herrenloser Gegenstände. Dazu gehört die Frage, wie es zur Besitzergreifung herrenloser Gegenstände kommen kann, durch welchen Vorgang oder welche Vorgänge; welche Dinge dadurch in Besitz übergehen können; was genau durch einen bestimmten Vorgang angeeignet wird usw. ...Die komplizierte Wahrheit in diesen Dingen, die wir hier nicht formulieren werden, nennen wir den Grundsatz der gerechten Aneignung. Der zweite Gegenstand ist die Übertragung von Besitztümern von einer Person auf eine andere. Durch welche Vorgänge kann sie erfolgen? Wie kann jemand Eigentum von jemand anderem erwerben? Hierunter fallen allgemeine Beschreibungen des freiwilligen Austauschs, der Schenkung und (auf der anderen Seite) des Betrugs, ebenso die Erwähnung bestimmter Einzelkonventionen, die in einer gegebenen Gesellschaft herrschen. Die komplizierte Wahrheit über diesen Gegenstand  nennen wir den Grundsatz der gerechten Übertragung. (Darunter rechnen wir auch Grundsätze dafür, wie sich jemand eines Besitztums entledigen und es in den herrenlosen Zustand überführen kann.)

Wäre die Welt völlig gerecht, so wäre die Frage der Gerechtigkeit bei Besitztümern durch die folgende induktive Definition völlig geklärt.

I. Wer ein Besitztum im Einklang mit dem Grundsatz der gerechten Aneignung erwirbt, hat Anspruch auf dieses Besitztum.

2. Wer ein Besitztum irn Einklang mit dem Grundsatz der gerechten Übertragung von jemandem erwirbt, der Anspruch auf das Besitztum hat, der hat Anspruch auf das Besitztum.

3.Ansprüche auf Besitztümer entstehen lediglich durch wiederholte Anwendung der Regeln 1 und 2.

Der vollständige Grundsatz der Verteilungsgerechtigkeit würde einfach besagen, eine Verteilung sei gerecht, wenn jeder auf die Besitztümer Anspruch hat, die ihm bei der Verteilung zugehören.
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Komplexe Gleichheit

(M. Walzer, Sphären der Gerechtigkeit, Frankfurt/Main, New York 2006².S. 11 f)

Verteilungsgerechtigkeit steht in Beziehung zu sozialen Sinnbezügen. Wie könnte es anders sein? Ein Gut, wie die Mitgliedschaft in sozialen Gruppen, eine berufliche Position oder ein Amt, ein Bildungszeugnis oder eine medizinische Leistung werden in verschiedenen Gesellschaften verschieden gedeutet und bewertet. So scheint es nur vernünftig vorzuschlagen, dass diese Güter deshalb auch verschiednen verteilt werden sollen, das heißt von verschiedenen Instanzen, nach verschiedenen Verfahren und gemäß verschiedener Kriterien. 

Dieses Argument, daß nämlich dieselben Güter verschiedene Verteilungsregeln in verschiedenen Gesellschaften erfordern, ist weniger wichtig, weniger interessant und von geringerer politischer Bedeutung als das weitere Argument, daß verschiedene Güter verschiedene Verteilungsregeln innerhalb ein und derselben Gesellschaft verlangen. Es gibt einfach keine einzig richtige Verteilungsregel oder einen konsistenten Satz von Verteilungsregeln, nach denen man alle heute begehrten Güter verteilen könnte. Dies ist der Punkt meiner Meinungsverschiedenheit mit John Rawls und anderen Philosophen, deren "Gerechtigkeitsprinzipien« in der Lage sein sollen zu bestimmen, wie alle wichtigen Güter verteilt werden sollen. Dagegen möchte ich die allgemeine Vorstellung von einer Eigenständigkeit von Gerechtigkeitsregeln und von der Autonomie einzelner Verteilungssphären vertreten. Keine einzelne sachliche Verteilungsregel kann Allgemein-Zuständigkeit beanspruchen, aber dennoch gibt es eine universelle Verfahrensregel: Jedes Gut soll nach den Geltungskriterien seiner eigenen "Sphäre" zugeteilt werden.

So müssen wir die Sphären der verschiedenen sozialen Güter gegeneinander abgrenzen und so gut es geht dafür sorgen, daß es nicht zu einer Verwischung dieser Grenzen kommt. Danach ist jedes der Güter nach seinen ihm eigentümlichen Gerechtigkeitsgründen und in Übereinstimmung mit der Be- deutsamkeit zu verteilen, die es für eine bestimmte Gruppe von Menschen hat. Liberale, demokratische und sozialdemokratische Ziele setzen gleichermaßen das voraus, was ich an anderer Stelle die "Kunst der Grenzziehung" genannt habe. Dies ist wohlgemerkt eine Kunst, keine Wissenschaft. Autonomie ist immer relativ, Grenzen sind durchlässig, und ihre genaue Lage ist immer ein strittiger Gegenstand von Verhandlungen. Aber wir können uns durchaus mit Aussicht auf Erfolg dem Ziel widmen, daß es ausgeschlossen sein soll, daß ein einzelnes soziales Gut alle anderen dominiert. Was die Norm der komplexen Gleichheit verlangt, ist eine Gesellschaft, in der diejenigen Menschen, die mehr Geld, mehr Macht oder mehr technisches Wissen haben (und solche Menschen wird es immer geben) daran gehindert sind, sich allein deswegen auch in den Besitz von jedem anderen sozialen Gut zu setzen.

Michael Walzer:

Markt und Einkommen

(M. Walzer: Sphären der Gerechtigkeit, Frankfurt/Main, New York 2006², S. 181)

Tatsächlich gilt: je perfekter der Markt, desto geringer die Einkommensunterschiede und desto seltener der Bankrott. Eine ungefähre Gleichheit in puncto Mobilität, Information und Ausbildungschancen vorausgesetzt, müßte es so sein, daß die attraktivsten Arbeitsplätze die meisten Bewerber anlocken, mit dem Resultat, daß die Löhne auf diesen Posten sinken. Weniger attraktive Tätigkeiten werden gemieden, d.h. die für sie gezahlten Löhne steigen. Für spezielle und kombinierte Fähigkeiten gibt es Sonderprämien. Ich möchte hier keineswegs die Erwerbskraft von begabten (und großgewachsenen) Korbballspielern oder von Filmstars in Abrede stellen; aber die Zahl derer, die sich darum bemühen werden, die relevanten Fähigkeiten zu erwerben oder die richtigen Kombinationen solcher Fähigkeiten zusammenzufugen, wird groß und ihre Erfolgsziffer in vielen Bereichen des wirtschaftlichen Lebens hoch sein. Das aber würde bedeuten, daß die groben Ungleichheiten, die wir in unserer heutigen Umwelt zu konstatieren haben, nicht aufrechterhalten werden könnten. Tatsächlich leiten sie sich denn auch sehr viel stärker von Statushierarchien, Organisationsstrukturen und Machtbeziehungen her als vom freien Markt. - Und sie bestehen fort durch  Erbschaft. [...]   Versuchen wir nun, uns eine Situation vorzustellen, in der Hierarchie, Organisation und Macht, wenn auch nicht eliminiert, so doch durch Gleichheit soweit neutralisiert sind, daß die spezifischen Ungleichheiten des Marktes klar hervortreten. Welche Arten von Einkommensunterschieden bleiben bestehen? Das Restbündel von Fak- toren, die diese Unterschiede erklären, ist nicht leicht zu entwirren; ihre Verwicklungen werden von den Ökonomen und Soziologen nach wie vor heftig diskutiert, und ich sehe keine Möglichkeit, den Streit zu entscheiden. [...] Aber das ist es, wonach komplexe Gleichheit verlangt: Nicht der Markt muss abgeschafft, sondern niemand darf seines gerinegeren Status oder seiner politischen Machtlosigkeit wegen von dessen Möglichkeiten abgeschnitten werden.

Wolfgang Kersting

 Kritik der Gleichheit,

(Aus: W. K. Über die Grenzen der Gerechtigkeit und der Moral, Weilerswist 2002, S. 22 ff))

Ich halte den Egalitarismus für eine philosophisch wie politisch verhängnisvolle Konzeption. Seine Sozialstaatsbegründung ist […] haltlos und widerspricht wichtigen moralischen und personentheoretischen Überzeugungen unseres Selbstverständnisses. Die politische Realisierung seiner Gerechtigkeitsvorstellungen führt zu einem expansiven Etatismus   zur administrativen Enteignung des Bürgers. Die Organisationsform, die ihn politisch wirklich werden ließe, müsste dem totalitären Sozialismus aufs Verwechseln gleichen. [...]  Soziale Beziehungen und Lebenskarrieren werden von dem Egalitaristen ausschließlich kompetitiv verstanden; alles ist ein Wettrennen egozentrischer Individuen. Und der Gerechtigkeitspolitiker ist der Handicapper, der durch komplementäre Erschwerungs- und Erleichterungsaktionen die unterschiedlichen Startbedingungen nachträglich, während des Rennens, auszugleichen versucht. So setzt sich  der kompetitive Kapitalismus, dessen Signatur der hobbessche Naturzustand trägt, im Egalitarismus als strukturbildendes Prinzip fort. Genauso wie der Machtvorsprung dem hobbesschen Menschen handfeste Wettbewerbsvorteile verschafft, bringt der Benachteiligungsvorsprung der Klientel des egalitaristischen Sozialstaats Vorteile im Kampf um die höchsten Ausgleichsquoten. Und noch in anderer Hinsicht erweist sich der Egalitarismus als Zwillingsbruder des von ihm bekämpften Kapitalismus: Beide teilen den ökonomistischen Glauben. So wie für den Kapitalisten alles käuflich ist, sich die ganze komplexe Wirklichkeit auf ökonomische Kategorialität reduzieren lässt, so ist für den Egalitaristen alles ökonomisch kompensierbar. 

Es ist das verbindliche Ziel aller Politik, Menschenrechte zu institutionalisieren, Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten, alle Formen der Unterdrückung und Diskriminierung zu beseitigen und allgemein zugängliche Bildungs- und Ausbildungsstätten zu schaffen, die allen den Erwerb der grundlegenden zivilisatorischen Techniken und einer soliden Allgemeinbildung sowie eine Entwicklung Begabungen gestatten. In genau diesem Sinne ist der Staat gleichheitsverpflichtet: er hat Rechtsgleichheit durchzusetzen, er hat institutionelle Lebenschancengleichheit zu garantieren und darum Unterdrückung und Ausbeutung zu bekämpfen, er hat durch ein öffentliches Schulwesen Ausbildungschancengleichheit zu gewährleisten. Der Egalisierungsetatismus* hingegen verlangt nichts weniger als eine individuenadressierte Kompensation eines missgünstigen Natur- und Sozialschicksals. Diese so vage wie hypertrophe Zielbestimmung ist mit Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit nicht mehr vereinbar. Sie muß notwendigerweise die individuellen Rechtsansprüche relativieren, deren Gültigkeit von dem Verwirklichungsgrad der alle normativen Betrachtungsdimensionen kategorial dominierenden Verteilungsgerechtigkeit abhängig machen. Jeder Unglücksfall, jede Benachteiligung, jedes Pech ruft nach staatlicher Rektifikation, die ohne Eingriff in die Besitzstände der Schicksalsbegünstigten nicht durchführbar ist. Der Egalisierungsetatismus wird zu einem Maßnahmestaat, in dem alle Rechtsstaatlichkeit verdampft. 

Wie weit mag der Egalitarismus der Lebenserfolgsressource, die wir selbst sind, gehen? Schönheit, zumal in einer so äußerlichkeitskultischen Gesellschaft wie der unsrigen, ist eine soziale Macht. Muß nicht angesichts der überaus kläglichen Ergebnisse der natürlichen Ästhetiklotterie einerseits und der unleugbaren Startvorteile der Schönen andererseits der Egalitarist revoltieren? Eine Schönheitssteuer einführen oder freie Kosmetik oder freies Hanteltraining für alle einschlägig Bedürftigen? 1960 hat L.P. Hartley in London bei Hamilton ein Buch mit dem schönen Titel Facial Justice veröffentlicht. Es gehört in die Gattung der Utopien, die bekanntlich allesamt sozialtechnologische Großversuche mit dem Ziel der vollständigen Ausrottung aller Kontingenzen darstellen; es berichtet von dem Gerechtigkeitsskandal der Schönheit, von dem unverdienten Aussehen, dem Wettbewerbsvorteil der angenehm geschnittenen Zügen, es berichtet auch von der benachteiligenden Hässlichkeit und der marginalisierenden Unansehnlichkeit. Und es berichtet von der >>Antlitz- Gleichmachungs-Behörde« und ihrem Egalisierungsprogramm. 

* Egalisierungsetatismus = Ein Staatsverständnis, das zahlreiche staatliche Maßnahmen zur Durchsetzung von   

                                             Möglichst weit reichender Gleichheit vorsieht.

 W. Kersting: 

Zwei Säulen globaler Gerechtigkeit

(In: W. Kersting, Kritik der Gleichheit, Weilerswist 2002, S. 141 f)

Meine Konzeption stellt zwischenstaatliches Gerechtigkeitshandeln auf zwei Säulen. Da ist zum einen die Säule der suffizienzorientierten* Verteilungsgerechtigkeit, die im Fall wie immer verursachter erhaltungsbedrohlicher menschlicher Notlagen wo auch immer auf dieser Welt eine situationssensible und bedürfnisorientierte Versorgungsoffensive international effektiv organisiert. Wesentlich ist der okkasionalistische* Charakter des Gerechtigkeitshandelns. Es ist ein reaktives Handeln, das durch lebensbedrohliche Versorgungsmängel auf den Plan gerufen wird; es ist kein programmatisches Handeln, das die Angleichung vorfindlicher Zustände an normativ entworfene Idealmuster als dauerhafte Aufgabe betreibt. Es ist unmittelbar menschenrechtlich begründet, bedarf zu seiner Legitimation keiner zwischengeschalteten egalitären Idealkonstruktionen von der Art eines gleichen Rechts auf einen gleich großen und gleich guten Anteil der Erde oder auf einen gleichen Anteil an den Bodenschätzen des Landes. 

Die zweite Säule zwischenstaatlichen Gerechtigkeitshandeln ist strukturpolitischer Natur. Wie jede in komplexen Verhältnissen agierende institutionelle Ethik ist auch die Verteilungsgerechtigkeit dem Subsidiaritätsprinzip verpflichtet. Hier besagt diese Verpflichtung, daß internationales Gerechtigkeitshandeln unter einem strukturpolitischen Primat steht, das eine Verpflichtung zur politischen Solidarität begründet, die sich als ideelle wie auch materielle Unterstützung bei dem Aufbau marktwirtschaftlicher, rechtsstaatlicher und demokratischer Struk- turen auswirkt. Dabei sollten auch entwicklungshemmende kulturelle Herrschaftsbestände nicht unangetastet bleiben, denn angesichts des galoppierenden Zuwachses der Weltbevölkerung zum einen und des evidenten Kausalzusammenhangs zwischen Patriarchat, archaischem Männlichkeitswahn, soziokultureller Benachteiligung der Frau und hoher Vermehrungsrate zum anderen ist die Verbesserung der ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen weiblicher Existenz zum Beispiel ein zugleich rationales als auch moralisches Gebot. Diese Politik der politischen Zivilisierung muß mit der Einstellung der politischen und ökonomischen Zusammenarbeit mit Diktatoren beginnen. 

Aber natürlich ist auch hier Vorsicht angebracht. Wie die Auseinandersetzung um den politischen Nutzen und die moralische Legitimität von Sanktionen zeigen, ist es auf dem außenpolitischen Handlungsfeld schwer, den richtigen Weg zwischen Isolierung und Kooperation zu finden, um politisch wie moralisch kontraproduktive Effekte zu vermeiden. Auch die politische Solidarität muß situationsaufmerksam und abwägungskompetent vorgehen, Fingerspitzengefühl, Takt und Urteilskraft besitzen. 

* suffizienzorientiert = an Bedürftigkeit, am zum Leben Notwendigen orientiert

*Okkasionalistisch = hier: im Bedarfsfall, nur bei Gelegenheit


John Rawls:  Gerechtigkeitstheorie[image: image5.png](Susanne Boshamines)

Wieviel Gleichheit braucht die Gerechtigkeit?
: Ein Wiirfelspiel ©

Spielregeln

- Die Mitspielerinnen! werden in Gruppen zu je vier Spielenden aufgeteilt. Jede Gruppe erhilt als , Bank” eine Tiite
mit Bonbons/Spielchips, zwei Wiirfel und die fiinf verschiedenen Spielbgen, Zu Beginn einer Runde (pro Spiel 10
Runden) darf jede Spielerin eine beliebige Menge Bonbons/Spielchips setzen. Sie muss aber mindestens 1 Bonbon
setzen. Die Spielerinnen legen ihre Eins#tze in die Mitte des Tisches. Alle wiirfeln der Reihe nach. Wer die héchste
Zahl hat, erhilt die gesetzten Bonbons aus der Mitte des Tisches und bekommt von der ,Bank” (Tiite mit
Bonbonsy Spielchips) zusétzlich die Zahl seiner urspriinglich eingesetzten Bonbons/Spielchips dazu. Wenn
mehrere Spielerinnen die gleiche Hochstzahl haben, teilen sie sich die gesetzten Bonbons/ Spielchips (nbtigenfalls
wird durch die Bank so weit aufgerundet, dass die Menge entsprechend teilbar ist), bekommen aber keine
zugktzlichen Bonbons/Spielchips von der Bank. Wer keine Bonbons/Spielchips mehr hat, scheidet aus. Es ist nicht
erlaubt, Bonbons/Spielchips zu verschenken oder Kredite (von der Bank oder anderen Spielerinnen)
aufzunehmen, '

Am Ehd{a der jeweiligen Spielrunde vergleichen die Gruppen 1

e das ,soziale Gefalle” (Differenz zwischen der Bonbon-/Spielchipsmenge der ,reichsten” und der ,Armsten”
Spielerin) '

* die Produktivitét (Zahl der im Laufe des Spiels aus der Bank hinzugewonnenen Bonbons/Spielchips)

+ Zahl der ,Toten” (ausgeschiedene Spielerinnen) :

Die Bonbons/ Spielchips werden (vorldufig) der Bank zuriickgegeben.

1 idl verweade der Einfachheit hatber duschpiingig die weibliche Form. Ménner sind jeweils mitbeznichnet.

Runde 1: Strikte Gleichheit
Alle Spielerinnen erhalten zu Beginn zehn Bonbons/Spielchips. Alle Spielerinnen wiirfeln mit zwei Wiirfeln.
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Spielegin 1

Spieletin 2

Spielerin 3

Spielerin4

Soziales Gefille:
Produktivitit:
Zahl der Toten:




(Aus: J. Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt a. M. 1976, S. 28 ff.)

Wir wollen uns also vorstellen, dass diejenigen, die sich zu gesellschaftlicher Zusammenarbeit vereinigen wollen, in einem gemeinsamen Akt die Grundsätze wählen, nach denen Grundrechte und -pflichten und die Verteilung der gesellschaftlichen Güter bestimmt werden. Die Menschen sollen im Voraus entscheiden, wie sie ihre Ansprüche gegeneinander regeln wollen und wie die Gründungs- urkunde ihrer Gesellschaft aussehen soll. Ganz wie jeder Mensch durch vernünftige Überlegung entscheiden muss, was für ihn das Gute ist, so muss eine Gruppe von Menschen ein für allemal entscheiden, was für sie als gerecht und ungerecht gelten soll. Die Entscheidung, die vernünftige Menschen in dieser theoretischen Situation der Freiheit und Gleichheit treffen würden, bestimmt die Grundsätze der Gerechtigkeit.  

In der Theorie der Gerechtigkeit als Fairness spielt die ursprüngliche Situation der Gleichheit dieselbe Rolle wie der Naturzustand in der herkömmlichen Theorie des  Gesellschaftsvertrags. Dieser  Zustand wird natürlich nicht als ein wirklicher gesellschaftlicher Zustand vorgestellt, noch weniger als primitives Stadium der Kultur. Er wird als rein theoretische Situation aufgefasst, die so beschaffen ist, dass sie zu einer bestimmten Gerechtigkeitsvorstellung führt.

 Zu den wesentlichen Eigenschaften dieser Situation gehört, dass niemand seine Stellung in der Gesellschaft kennt, seine Klasse oder seinen Status, ebenso wenig sein Los bei der Verteilung natür- licher Gaben wie Intelligenz oder Körperkraft. Ich nehme sogar an, dass die Beteiligten ihre Vorstellung vom Guten und ihre besonderen psychologischen Neigungen nicht kennen. Die Grundsätze der Gerechtigkeit werden hinter einem Schleier des Nicht-Wissens festgelegt. Dies gewährleistet, dass dabei niemand durch die Zufälligkeiten der Natur oder der gesellschaftlichen Umstände bevorzugt oder benachteiligt wird. Da sich alle in der gleichen Lage befinden und niemand Grundsätze ausdenken kann, die ihn aufgrund seiner besonderen Verhältnisse bevorzugen, sind die Grundsätze der Gerechtigkeit das Ergebnis einer fairen Übereinkunft oder Verhandlung. Denn in Anbetracht der Symmetrie aller  zwischenmenschlichen  Beziehungen ist dieser Urzustand fair gegenüber den moralischen Subjekten, d. h. den vernünftigen Wesen mit eigenen Zielen und - das nehme ich an - der Fähigkeit zu einem Gerechtigkeitsgefühl. Den Urzustand könnte man den angemessenen Ausgangszustand nennen, und damit sind die in ihm getroffenen Grundvereinbarungen fair. Das rechtfertigt die Bezeichnung "Gerechtigkeit als Fairness": Sie drückt den Gedanken aus, dass die Grundsätze der Gerechtigkeit in einer fairen Ausgangssituation festegelegt werden. [...]

Zur Gerechtigkeit als Fairness gehört die Vorstellung, dass die Menschen im Urzustand vernünftig sind und keine aufeinander gerichteten Interessen haben. Das bedeutet nicht, dass sie Egoisten wären, die also nur ganz bestimmte Interessen hätten, etwa an Reichtum, Ansehen oder Macht. Sie werden aber so vorgestellt, daß sie kein Interesse an den Interessen anderer nehmen. Sie halten selbst ihre geistigen Ziele für möglicherweise entgegengesetzt wie etwa die Ziele der Angehörigen verschiedener Religionen. Ferner muß der Begriff der Vernünftigkeit in einem möglichst engen Sinne verstanden werden, wie es etwa  in der Wirtschaftstheorie üblich ist: dass zu gegebenen Zielen die wirksamsten Mittel eingesetzt werden. [...]

Ich behaupte, dass die Menschen im (fiktiven) Urzustand zwei Grundsätze wählen würden: einmal die Gleichheit der Grundrechte und –pflichten; zum anderen den Grundsatz, dass soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten, etwa verschiedener Reichtum oder verschiedene Macht, nur dann gerecht sind, wenn sich aus ihnen Vorteile für jedermann ergeben, insbesondere für die schwächsten Mitglieder der Gesellschaft.      

Nach diesen Grundsätzen kann man Institutionen nicht damit rechtfertigen, dass den Nachteilen  einiger ein größerer Gesamtnutzen gegenüberstehe. Es ist vielleicht zweckmäßig, aber nicht gerecht, dass einige weniger haben, damit es anderen besser geht. Es ist aber nichts Ungerechtes an den größeren Vorteilen weniger, falls es dadurch auch den nicht so Begünstigten besser geht. Die intuitive Vorstellung ist die, dass jedermanns Wohlergehen von der Zusammenarbeit abhängt, ohne die niemand ein befriedigendes Leben hätte, und dass daher die Verteilung der Güter jeden, auch den weniger Begünstigten, geneigt machen sollte, bereitwillig mitzuarbeiten. Die beiden soeben erwähnten Grundsätze dürften eine faire Grundlage dafür sein, daß die Begabteren oder sozial besser Gestellten - was beides nicht als Verdienst angesehen werden kann - auf die bereitwillige Mitarbeit anderer rechnen können, sofern eine funktionierende Regelung eine notwendige Bedingung für das Wohlergehen aller ist.

Ernst Tugendhat:

Einkommensgerechtigkeit

(E. Tugendhat: Vorlesungen über Ethik, Frankfurt/M. 1993, S. 384 f.)

Es  ist nicht einzusehen, warum jemand, der größere Talente hat, einen höheren Lohn erhalten soll. Denn wer in seiner Arbeit seine Fähigkeiten in höherem Maß ins Spiel bringen kann, gelangt schon in der Arbeit selbst zu höherer Befriedigung. Wenn man sich die in einer Gesellschaft erforderlichen Arbeitsformen aufgereiht in einer Serie denkt, die von solchen, in denen sich die Individuen selbst entfalten können, bis zu den stumpfsinnigsten reicht, die man als »entfremdete« Arbeit bezeichnen kann, so erschiene es vielmehr gerecht, wenn eine Arbeit um so höher entschädigt würde, je entsagungsvoller sie ist. Die Individuen könnten dann genauso wie vorhin zwischen mehr oder weniger Aufwand, so jetzt darüber entscheiden, ob sie zu mehr entsagungsvoller Arbeit zugunsten eines höheren Lohnes bereit sind oder eine Arbeit, mit der sie sich identifizieren können, und dafür weniger Lohn vorziehen. Es erscheint gerecht, daß das Plus an Lohn gegen das Minus an Befriedigung aufgewogen wird, und daß Manager und Wissenschaftler schlecht bezahlt werden, hingegen Bergarbeiter und Müllfahrer gut. Hat jemand ein besonderes Talent, so ist er von Natur bevorzugt, und es erscheint nicht gerecht, daß er dafür auch noch belohnt wird. Außerdem könnte man sich denken, daß wenn die Gesellschaft so organisiert wäre, wie ich es andeute, der Marktmechanismus dafür sorgen würde, daß diejenigen, die die inhaltlich interessante- ren Berufe ergreifen, diejenigen wären, die die größeren Talente für sie haben, und nicht diejenigen, die mehr Geld verdienen wollen, so daß sich also eher eine Auslese der Talente ergäbe. Das wäre freilich nur eine sekundäre Überlegung, die mit der Gerechtigkeit der Verteilung nichts mehr zu tun hätte, sondern nur mit der Praktikabilität.

Daß eine solche Regelung praktikabel wäre, ist freilich eine empirische Frage. Praktikabilität und Gerechtigkeit sind verschiedene Gesichtspunkte. Wenn wir nun fragen, wieso in unserer Gesellschaft die Kriterien für die Höhe des Gehaltes gerade umgekehrt liegen, stoßen wir auf ein Argument, das ein rein utilitaristisches ist: das System der gesellschaftlich benötigten Arbeiten funktioniert angeblich nur, wenn die interessanteren Arbeiten mit dem zusätzlichen Anreiz des höheren Entgeltes verknüpft werden. Hier kann es nicht um die empirische Frage gehen, welche Art der komparativen Entlohnung die praktikablere ist, sondern es kommt nur darauf an, die Frage der größeren Praktikabilität von der Frage der größeren Gerechtigkeit zu trennen. Nehmen wir also an, daß das von mir eben skizzierte Modell nicht praktikabel ist und daß in einer kapitalistischen Wirtschaft Anreize erforderlich sind. Daß die Anreize erforderlich sind, heißt nicht, daß die sich aus diesem Gesichtspunkt verstehende komparative Entlohnung gerecht ist. Vielmehr liegt es jetzt nahe, die Auffassung, daß die größere Leistung auch einen höheren Lohn 'verdient', als Ideologie der kapitalistischen Wirtschaft anzusehen: das Wirtschaftssystem wird dadurch auch noch fälschlich moralisch abgestützt, daß, was aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist (oder scheint; es liegt ja im Interesse der Privilegierten), auch gerecht sein soll.

Es ist freilich durchaus möglich, dieses Konzept, demzufolge die Leistungen, die besondere Fähigkeiten erfordern, höher zu entgelten sind, auch als das moralisch bessere anzusehen, obwohl es als das ungerechtere erkannt wird. Genauso wie bei der Verteilung der Macht kann es aus der Perspektive eines Beliebigen als besser erscheinen, daß ein Mehr an Nützlichkeit - ein Mehr an Produktion des gesellschaftlichen Reichtums - ein Minus an Gerechtigkeit aufwiegt. Eine ungerechte Verteilung kann als die moralisch bessere erscheinen. Gerechtigkeit ist nur ein Aspekt des Guten.

Stefan Gosepath: Gleiche Gerechtigkeit

(Aus: S. Gosepath, Gleiche Gerechtigkeit, Frankfurt/M. 2004, S. 185 ff)

Der erste gravierende egalitaristische Einwand gegen einen Nonegalitarismus  lautet: Jede Bestimmung moralischer Pflichten und Ansprüche muß relational sein. Denn bei (distributiver) Gerechtigkeit geht es darum, welche Ansprüche auf welche Güter gegenüber wem mit welchen Gründen zu rechtfertigen sind. Gebote der Gerechtigkeit haben es stets mit dem fairen Anteil zu tun, der nur im Rechtfertigungsverfahren ermittelt werden kann. Dieses Rechtfertigungsverfahren muß für jedes zu verteilende Gut in der zu berücksichtigenden Situation separat angewandt werden, so daß bei manchen Dingen (zum Beispiel bei Hunger) weniger komparative, bei anderen (zum Beispiel bei Ansehen)  stärker sozial-relative Gründe zum Tragen kommen. Gerechtigkeit ist in einem ersten Sinn insofern relational, als es keine absoluten Bestimmungen von moralischen Pflichten und Rechten gibt, sondern nur solche, denen Freie und Gleiche im Prinzip zustimmen könnten. Im notwendigen Rekurs auf das Rechtfertigungsprinzip zeigt sich der notwendige Bezug auf die anderen als Gleichberechtigte.

Selbst wenn sich eine akzeptable Liste der durch Pflichten und gegebenenfalls durch Leistungsrechte zu befriedigenden Grundbedürfnisse ermitteln läßt, bleibt des weiteren noch ein unvermeidbares Bestimmungsproblem: Wie sollen die knappen Ressourcen zwischen verschiedenen Personen und verschiedenen Bedürfnissen verteilt werden?

Das Recht auf angemessene Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse und essentiellen Interessen steht jeder Person zu. Damit haben bestimmte Personen die moralische Pflicht zur Unterstützung von Bedürftigen (wie Kranken) mittels bestimmter Güter (Medizin) zur Verwirklichung bestimmter Zielzustände (Gesundheit) und die Bedürftigen gegebenenfalls Anspruch auf diese Güter. Einige wesentliche dieser Ziele dürften dabei nichtrelational bestimmbar sein, wie der berechtigte Anspruch eines jeden auf Nahrung und Selbstachtung. Wie diese nichtrelationalen Pflichten und Ansprüche zu erfüllen sind, hängt aber auch von relationalen Erwägungen ab. Selbst wenn der Anspruch nichtrelational ist, hat das, was man zur Befriedigung dieses Anspruches braucht, wesentlich relationale Komponenten. 

Das ist der zweite Einwand. Der Grund für das moralische Engagement, einer Person ein gutes Leben zu ermöglichen, ist die Auffassung, daß das Leben jeder Person gleiche Achtung und Berücksichtigung verdient. Deshalb muß bei jeder Prüfung eines Anspruches immer berücksichtigt werden, daß jede Person, die sich in der gleichen Situation befindet bzw. einmal befinden wird, den gleichen Anspruch mit dem gleichen Recht stellen kann. Denn schließlich sollen gleiche Fälle gleich behandelt werden. Sie ohne unparteiischen Grund unterschiedlich zu behandeln ist willkürlich und ungerecht. Um zu wissen, was dem jeweils individuellen Anderen geschuldet wird, muß also eine in dem Sinn komparative Gerechtig- keitsperspektive eingenommen werden, daß erstens die Handlung oder der Anspruch aus der unparteiischen Perspektive aller beurteilt wird. Zweitens muß sichergestellt werden, daß gleiche Fälle gleich behandelt werden.

Drittens müssen darüber hinaus moralische Ansprüche auf Hilfe in Notlagen relational zu den sonstigen gesellschaftlichen Verpflichtungen und zur Verfügung gestellten Ressourcen beurteilt werden können. Was wir einer einzelnen Person schulden, hängt wesentlich davon ab, was wir anderen Personen in vergleichbaren oder schlimmeren Lagen schulden und wie wir angesichts dieser Verpflichtungen unsere knappen Ressourcen (wie Geld, Güter, Zeit und Anstrengungen) moralisch einsetzen müssen. Offensichtlich hängt das Maß der gerechterweise möglichen Bedürfnisbefriedigung nicht nur davon ab, wie groß, dringend oder fundamental die Not der betroffenen Person ist, sondern auch davon, wie groß die zur Verfügung stehende Masse an Ressourcen ist und wie viele andere Personen berechtigte Ansprüche auf diese Ressourcen geltend machen können. Einzelne Benachteiligte haben nur einen maximal so großen Anspruch auf soziale Unterstützung, wie zur Verfügung stünde, wenn ebenso auch die aus Notlagen resultierenden Ansprüche aller anderen im Verhältnis zu ihrem jeweiligen Gewicht berücksichtigt würden.

Art und Umfang sozialer Unterstützung sind durch die Knappheit der Ressourcen begrenzt. Wegen konfligierender Ansprüche auf knappe Güter herrschen Umstände der Gerechtigkeit, da geklärt werden muß, wem was wann von einem verteilbaren, knappen Gut zusteht. Und für diese Bestimmung sind, wie dargelegt, Vergleiche nötig. Ressourcenknappheit herrscht in der menschlichen Realität immer. Die mißliche Lage kann nicht - wie Nonegalitaristen das versuchen - durch Schwellenwerte beseitigt werden, die festlegen sollen, wann ein Anspruch hinlänglich erfüllt sei. Denn die Schwellen müssten so bestimmt werden, daß sich alle berechtigten Ansprüche vollständig erfüllen lassen – und das ist in einer Welt knapper Güter niemals möglich.

Susanne Boshammer:

Was heißt gerecht verteilen?

(In: D. Horster, Hrsg., Sozialstaat und Gerechtigkeit, Weilerswist 2005, S. 46 ff.)

Es ist ein auffälliges Kennzeichen der politischer Sprachkultur in modernen Rechtsstaaten, dass man sich daran gewöhnt hat, nahezu jeden gesellschaftlichen oder privaten Zustand, den man als mangelhaft empfindet, als einen Mangel an Gerechtigkeit zu beklagen oder zumindest auf einen solchen zurückzuführen. Der Begriff der Gerechtigkeit und mehr noch der der Ungerechtigkeit erfreut sich einer nahezu inflationären Verwendung und leidet zu-gleich an den damit zwangsläufig einhergehenden Entwertungseffekten. Da hört man dann, wie sich der eine beim anderen beklagt, es sei ungerecht, dass Herr A. im Gegensatz zu ihm selbst so viel essen könne wie er wolle ohne zuzunehmen oder dass die Tochter von Frau B. "so leicht lernt", während die eigene jede Menge Nachhilfestunden braucht, um das Klassenziel zu erreichen. Viele Menschen sind der Meinung, es sei ungerecht, dass manche Frauen Kinder bekommen können und andere nicht, dass manche Menschen attraktiv sind und andere Menschen nicht, dass manche Menschen über eine robuste Gesundheit verfügen, während andere von nahezu jeder Krankheit heimgesucht werden, die man haben kann - und damit ist nicht selten die Forderung verbunden, dass die Gesellschaft (oder der Staat) etwas unternehmen muss, um die jeweils Benachteiligten zu entschädigen. Nun mögen all diese Zustände und Erfahrungen beklagenswert sein, und es ist ohne weiteres nachvollziehbar, dass Menschen unter ihnen leiden - mit sozialer Ungerechtigkeit haben sie gleichwohl nichts zu tun.

Fragen sozialer Gerechtigkeit stellen sich mit Blick auf die Verteilung gesellschaftlicher Grundgüter durch die sozialen Institutionen, und damit begrenzen sie sich auf diejenigen Bereiche des Lebens, für die Menschen zuständig und verantwortlich sind. Dass die Natur oder das, was wir gemeinhin Schicksal nennen, den einen reich beschenkt und die andere leer ausgehen lässt, ist bedauerlich, aber nicht ungerecht. Die »natürlichen Unterschiede« zwischen den Menschen fallen schlichtweg nicht in den Verantwortungsbereich der menschlichen Gesellschaft und ihrer Institutionen.                                                                                                    Dass manche Menschen eine dunkle Hautfarbe haben und andere eine helle, dass manche Söhne homosexuell sind und andere heterosexuell, dass manche Kinder in Äthiopien geboren werden und andere in Schweden, ist also weder gerecht noch ungerecht. Das gilt gleichwohl nicht für die sozialen Folgen dieser Unterschiede: Dass manche Menschen, weil sie eine dunkle Hautfarbe haben, weil sie homosexuell sind oder weil sie in Äthiopien geboren sind, eine geringere Chance haben, ein gutes und glückliches Leben zu führen als andere, fällt in den Verantwortungsbereich der Menschen und damit in den Zuständigkeitsbereich der Prinzipien sozialer Gerechtigkeit, Um diese und andere Formen massiver Ungerechtigkeit identifizieren und kritisieren zu können, müssen wir nun aber dafür sorgen, dass der Begriff der sozialen Gerechtigkeit seine politische und moralische Sprengkraft nicht dadurch einbüßt, dass er im Zusammenhang der Kritik aller möglichen Missstände menschlicher Existenz in Anspruch genommen wird. Es ist daher notwendig und sinnvoll, Fragen der sozialen Gerechtigkeit auf den Bereich der von Menschen zu verantwortenden Verteilung von Grundgütern durch die von Menschen gestalteten Institutionen der Gesellschaft zu begrenzen. [...]

Mir scheint, dass die Empörung angesichts der ungleichen Güterverteilung innerhalb der Gesellschaft letztlich in einer Überzeugung wurzelt, die auf den ersten Blick hochgradig kontraintuitiv ist, nämlich der Auffassung, dass die Menschen gleich sind. Diese Behauptung ist insofern kontraintuitiv als sie sich schlichtweg nicht mit unserer Erfahrung deckt. Jede Begegnung mit Menschen überzeugt uns davon, dass diese eben nicht gleich, sondern ungleich sind - und zwar in so gut wie jeder möglichen Vergleichshinsicht: Sie sehen unterschiedlich aus, sie sprechen verschiedene Sprachen, sie haben nicht dieselben Interessen, sie wählen nicht dieselben Parteien, sie haben nicht denselben Geschmack, nicht dieselben Meinungen und nicht dieselben Hoffnungen. Die meisten Menschen legen zudem Wert darauf, sich von anderen zu unterscheiden, und investieren eine Menge Energie in die Entwicklung dessen, was man eine individuelle Persönlichkeit nennt. Mit anderen Worten: Die Menschen sind nicht nur ungleich, sie wollen ungleich sein, und insofern scheint es nicht sonderlich überzeugend, die Prinzipien der Verteilungsgerechtigkeit auf eine Gleichheitsbehauptung zu stützen, die so augenscheinlich unzutreffend ist. Doch dieser Schluss ist voreilig.

Die dem Gleichheitsprinzip zugrunde liegende Gleichheitsbehauptung bleibt nämlich von den beschriebenen Alltagserfahrungen völlig unberührt, weil sie sich weder auf das äußere oder »innere« Erscheinungsbild der Individuen, noch auf ihre Ziele und Absichten, noch auf ihre Fähigkeiten und Erfahrungen bezieht, sondern letztlich auf die Tatsache, dass sie, auch wenn und obwohl sie sich in so gut wie jeder Hinsicht unterscheiden, alle gleichermaßen Menschen sind. Diese Behauptung ist offensichtlich tautologisch, doch sie ist alles andere als banal. Sie ist gleichsam die Erinnerung daran, dass sich hinter den ungleichen Erscheinungsbildern, hinter den verschiedenen Hautfarben, Sprachen, Fähigkeiten, Wünschen, Geschlechts- und Religionszugehörigkeiten bestimmte Gemeinsamkeiten verbergen, die leicht in Vergessenheit geraten, für die Frage der Verteilungsgerechtigkeit aber von maßgeblicher Bedeutung sind. Denn diese zwischen den Menschen bei aller Unterschiedlichkeit bestehenden Gemeinsamkeiten sind die Quelle grundlegender Bedürfnisse und Interessen, und zwar eben jener Bedürfnisse und Interessen, die man nur be- friedigen kann, wenn man über die eingangs genannten Güter verfügt, um deren Verteilung es bei der sozialen Gerechtigkeit geht. Mit anderen Worten: Dass alle Menschen gleichermaßen Menschen sind, bedeutet unter anderem, dass sie alle auf das Zusammenleben mit anderen Menschen, also auf das Leben in einer Gesellschaft angewiesen sind. Und es bedeutet zugleich, dass sie alle das gleiche grundlegende Interesse daran haben, innerhalb dieser Gesellschaft gut und sicher zu leben. Aus eben diesem Grund sind sie gleichermaßen von der Verfügung über Rechte, über Freiheiten und über Einkommen abhängig. Das Gleichheitsprinzip als moralisches Prinzip und der ihm zugrunde liegende Gleichheitsgedanke als normative Idee verlangen demnach, dass alle Bürger eines Staates Rechte, Freiheiten und Einkommen haben müssen, dass sie also bei der Verteilung dieser Güter, schon weil sie Menschen sind, das heißt: noch bevor sie irgend etwas geleistet haben, bedacht und berücksichtigt werden müssen.

Susanne Boshammer:

Einkommensgleichheit

(In: Detlef Horster, Hrsg., Sozialstaat und Gerechtigkeit, Weilerswirst, 2005, S. 58 f.)

Ich denke, dass man die soziale Schieflage ab einem bestimmten Neigungswinkel aus Gründen der Gerechtigkeit kritisieren kann und muss, ohne deswegen die Lösung der Probleme in der totalen Gleichstellung zu sehen.

Unter diesen Gründen scheint mir der folgende der entscheidende zu sein: Der Ausgangspunkt dieser Forderung nach »nicht zu ungleichen Vermögen« ist letztlich das Bemühen um substantielle Chancengleichheit; die Angleichung der Vermögensverhältnisse soll als Mittel zum Zweck der Verwirklichung von Chancengleichheit dienen. Dahinter steckt die durch Erfahrung gesättigte Überzeugung, dass die ungleiche Verfügung über materielle Ressourcen zu ungleichen Chancen führt, die wiederum ungleiche Vermögensverteilungen zur Folge haben: Wer wenig Ressourcen hat, kann wenig aus seinen Ressourcen machen, und aus eben diesem Grund tendiert das soziale Gefälle erfahrungsgemäß dazu, sich auf eine Weise zu verstetigen, die am Ende dazu führt, dass mehr und mehr Menschen nicht genug zum Leben haben. Wenn diesbezüglich eine bestimmte Schwelle, ein bestimmter Neigungswinkel überschritten ist, bricht das Gemeinwesen auseinander. Die Bürger und Bürgerinnen sind nicht mehr effektiv gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft, und diese kann folglich ihre Legitimität nicht mehr aus der gleichen Partizipationsmöglichkeit der ihr angehörigen Individuen beziehen. Die Umverteilung von Vermögen ist also ein Mittel zum Zweck der Angleichung von Lebens-chancen und das heißt auch der Verwirklichung gleicher Partizipations- und Mitbestimmungschancen. Von der diesbezüglichen Gleichheit aller Bürger hängt die Legitimität jedes Gemeinwesens und seiner Institutionen ab, und insofern muss gefragt werden, ob ein Staat, der über ein bestimmtes Maß hinaus soziale Ungleichheiten zulässt, noch als legitim, als gerecht und gerechtfertigt gelten kann, oder ob Gerechtigkeit nicht vielmehr verlangt, dass der gesellschaftliche Wohlstand nach Maßgabe des Gleichheitsprinzips umverteilt werden muss - nicht nur, damit alle genug haben, sondern auch damit die Verhältnisse der vielen einzelnen sich nicht so weit voneinander entfernen, dass von einer annähernd gleichen Möglichkeit der Partizipation am Gemeinwesen und der Ausübung von Grundfreiheiten bestenfalls noch auf dem Papier die Rede sein kann, auf dem die Verfassung geschrieben steht. Das Ziel dieses Unternehmens ist aber nicht die Herstellung von Einkommensgleichheit, sondern die Sicherstellung von substantieller Chancengleichheit.

J. Nida-Rümelin: 

Kritik des Non-Egalitarismus

(In: Frankfurter Rundschau, 13. 09. 2005, gekürzt)

Die neuen Non-Egalitaristen argumentieren, dass jede ethische und politische Bezugnahme auf Gleichheit in Wirklichkeit auf etwas anderes gerichtet sei, zum Beispiel auf Suffizienz oder Inklusion. Dies erinnert an die von Odysseus inspirierte List der Achäer, nachdem alle Versuche Troja zu besiegen, gescheitert waren, ein hölzernes Pferd als Geschenk anzubieten in dem dann die griechischen Krieger freundlichen Einlass in die bislang unbesiegbare Stadt erhielten, um dann nächtens die Tore zu öffnen, so dass die Stadt gestürmt werden konnte. Den Non-Egalitaristen fehlt die Aggressivität der Libertären und der Kommunisten. Sie beschwichtigen, indem sie suggerieren, das Gleichheitspostulat sei doch gut aufgehoben in anderen normativen Kriterien. Sie verbergen damit, dass das Fundament der politischen Moderne zerstört werden soll. 

Der neue Non-Egalitarismus ist das Trojanische Pferd, das den humanistischen Kern einer Kantisch verstandenen europäischen Demokratie brechen soll. Die so unkriegerische äußere Gestalt dieses Pferdes ist verführerisch, sie lässt freundliche Vereinnahmung und keine Zerstörung erwarten. Die Verteidiger der Gleichheit sollen einsehen, dass sie nicht verlieren, vielmehr lediglich ein Geschenk entgegennehmen: Gleichheit sei doch - besonders im internationalen Rahmen - eine Schimäre; politische Programme, die sich auf Gleichheit berufen, hätten gegen die Realitäten keine Chance. Wer will wirklich gleiche Bedingungen eines autonomen Lebens in den Slums von Kalkutta und Beverly Hills? Die Verteidigung der Gleichheit werde zum puren Utopismus und zudem könne es doch nicht wirklich um Gleichheit gehen, sondern um das, was die Verteidiger der Gleichheit doch wohl eigentlich im Auge hätten, nämlich Mindestbedingungen eines menschenwürdigen Lebens zu schaffen. 

Das, was von Alexis de Tocqueville so einfühlsam als der Charme des Ancien Regime beschrieben wurde, sah Verantwortung für die Schwächeren über alle Stände hinweg vor. Zwischen den unterschiedlichen sozialen Rollen schufen personale Bindungen einen Zusammenhalt, der den Absturz ins Bodenlose verhinderte. Die mittelalterliche und die frühneuzeitliche Gesellschaft war in diesem Sinne - jedenfalls von ihrem normativen Gehalt, wenn auch nicht unbedingt von ihrer sozialen Praxis her - solidarisch. Der dritte Kampfbegriff auf den Bannern der Französischen Revolution, fraternité, war nicht so spezifisch modern wie liberté und egalité, er symbolisierte das Fortleben, aber auch die Transformation von Solidaritätsbeziehungen, die aus der feudalen Ordnung vertraut waren. 

Gleichheit als intrinsischen Wert aufzugeben und durch Solidarität zu ersetzen hieße zu einer karitativen Wertorientierung zurückzukehren und eine Politik zu legitimieren, die durch die Freiheit des Marktes einerseits und eine Solidarität andererseits charakterisiert ist, die ohne Verankerung in kollektiven Identitäten und lokalen kulturellen  Kontexten nicht lebensfähig wäre. 

Ohne ihre Verkoppelung mit Gleichheit verwandelt sich Freiheit in die Freiheit der Anbieter und Nachfrager von marktgängigen Gütern und ohne Verbindung mit Gleichheit verkommt Solidarität zur Hilfe für die Ärmsten. Ohne den zweiten Grundwert der bürgerlichen Revolution bleibt nur das Marktkorrektiv des Mitleids als Grundlage staatlicher Armenhilfe und privaten karitativen Engagements. 

Der neue Non-Egalitarismus passt gut in  die gegenwärtige politische Agenda der Zerstörung sozialstaat-licher Strukturen. Diese sind, jedenfalls in Mittel- und Nordeuropa, also dort, wo sie am erfolgreichsten und wirksamsten etabliert wurden, nicht auf Armenhilfe zu reduzieren. Die Sozialversicherungssysteme  

gelten nicht nur dem individuellen Ausgleich von Lebensrisiken, sondern der Herstellung von Mindeststandards der Gleichheit im Sinne gleicher Würde und gleicher Freiheit. Menschen sollen Akteure ihres Lebens bleiben können, auch  wenn der Markt für sie vorübergehend oder vielleicht sogar auf Dauer keine Verwendung mehr hat. Sie sollen sich mit gleicher Würde gegenübertreten können, auch wenn  ihre materiellen Ressourcen unterschiedlich sind. 

Die Beschränkung des Sozialstaats […]auf die wirklich Bedürftigen ist vor diesem Hintergrund als Traditionsbruch zu verstehen, der das wesentliche Movens, allen gleichermaßen die Möglichkeit langfristiger und vernünftiger Lebensplanung zu ermöglichen, sie damit auch angesichts der Wechselfälle des Marktes Autoren ihres eigenen Lebens und nicht Opfer von Willkür und Zufall sein zu lassen, aufgibt und durch Suffizienzkriterien ersetzt. Dem neuen Non-Egalitarismus mag das möglicherweise nicht bewusst sein, aber er ist der passende intellektuelle Begleiter des großen Abbruchunternehmens Europäischer Sozialstaat. 

 Jede zentrale Verteilungsinstanz hat das zu Verteilende gleich zu verteilen, außer es gibt gute Gründe, es ungleich zu verteilen. Jede Ungleichverteilung ohne Grund kränkt zu Recht, verletzt die Selbstachtung der Betroffenen. Das hat mit Suffizienzkriterien nichts zu tun. Auch dann, wenn hinreichend viel von einem zu verteilenden Gut vorhanden ist, so dass auch bei drastischer Ungleichverteilung die schlechter Gestellten nach absoluten Maßstäben immer noch relativ gut gestellt sind, ist Ungleichverteilung ohne Grund inakzeptabel. 

Wenn in einem Golfclub mit hohen Jahresbeiträgen und bestehend aus einer Mitgliedschaft, der es individuell gut geht, die nutzbaren Zeiten willkürlich, das heißt ohne vernünftigen Grund ungleich verteilt werden, sind die Betroffenen zu Recht gekränkt und hat die Person, die über die Verteilung entschieden hat, unrecht gehandelt. Gleichheit ist auch weit jenseits jedes Suffizienzkriteriums ein wesentliches Element der Selbstachtung. Gleichbehandlung führt unter bestimmten Bedingungen zwingend zu Gleichverteilung. […] 

 Weder Suffizienz noch Inklusion können also den Wert und die Norm der Gleichheit ersetzen. Gleichheit hat einen intrinsischen Wert, so wie Freiheit, aber auch Solidarität und damit Suffizienz und Inklusion. Verletzungen des Gleichheitspostulats kränken die Betroffenen. Wir wünschen uns eine nicht-kränkende, die Selbstachtung ihrer Mitglieder nicht beschädigende Gesellschaft. Eine solche Gesellschaft muss Gleichheitspostulaten einen zentralen Stellenwert einräumen. 

Thomas Nagel:

Egalitarismus

(T. Nagel: Eine Abhandlung über Gleichheit und Parteilichkeit, Paderborn, München 1994, S. 93 ff)

Wir haben uns alle so sehr an die uferlosen sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten gewöhnt, daß es uns zunehmend leichter fällt, uns ihnen gegenüber abgestumpft zu zeigen. Ist es jedoch eine fundamentale Tatsache, daß jeder einzelne Mensch so wichtig ist wie ein beliebiger anderer, muß es auch als eine erb- ärmliche Tatsache gelten, wenn es die effizientesten Gesellschaftssysteme, zu denen wir es bis in unsere Tage zu bringen vermochten, ohne weiteres zulassen, daß so viele Menschen in Verhältnisse drastischer Entbehrung hineingeboren werden, die von vornherein alle Aussicht zunichte machen, jemals ein erträgliches Leben führen zu können, wohingegen andere von Geburt an über die Sicherheit eines komfortablen Zuhauses verfügen, später einmal nicht unerhebliche Ressourcen kontrollieren werden und freizügig Privilegien genießen, die weit über die Bedingungen bloßer Erträglichkeit hinausreichen. Und die gegenseitige Wahrnehmung dieser materiellen Diskrepanzen geht dann zusätzlich ein in allgemeinere Ungleichheiten von Statusprivilegien, persönlicher Ungebundenheit und Selbstachtung. Menschen mit einem hohen Einkommen, einer gründlichen Ausbildung, ererbtem Besitz, guten Beziehungen, Familienbanden oder einem vornehmen Beruf, machen andere Mitglieder der Gemeinschaft, die auf nichts dergleichen zurückgreifen können, zu ihren Dienern und werden von ihnen in vielen Kulturen auch noch mit Ehrerbietung behandelt. Man wird die Schwierigkeiten kaum ignorieren können, die sich der Abschaffung dieses festgefahrenen Zustands entgegenstellen, was aber kein Grund sein kann, ihn nicht zu verabscheuen.

Nach meiner Position ist die unparteiische Einstellung sowohl an ihr selbst als auch im Hinblick auf ihre Implikationen strikt egalitär. Ihre Herkunft ist, wie oben ausgeführt, unsere Befähigung, eine Perspektive einzunehmen, die davon abstrahiert, wer wir selbst sind, und die den Wert des Lebens und Wohlergehens jedes einzelnen voll gleichberechtigt mit jedem anderen zählt und sich zu Herzen nimmt. Wir projizieren uns in die Haut jedes einzelnen und wir messen dabei den Dingen, die ihm widerfahren, einen Wert bei, der sich in vorläufiger Instanz an dem Wert orientiert, den diese Dinge aus seiner Eigenperspektive für den Menschen selbst haben. Damit geben wir dem Wohl jedes einzelnen von vornherein sehr viel Ge- wicht, wobei die primäre Wichtigkeit jedes Menschen, wenn wir seine Wirkung auf andere noch beiseite lassen, als eine gleichwertige erfasst wird. [...] Selbst wenn die Haltung der Unparteilichkeit nicht schon in diesem Sinne per se egalitär geprägt wäre, würde sie es infolge des bekannten Faktums des abnehmenden Grenznutzens dann im Zuge ihrer distributiven Konsequenzen. Zusätzliche zweitausend Mark, die zu hunderttausend Mark hinzukämen, würden im Leben beliebiger Menschen stets für etwas Unwichtigeres ausgegeben als dieselben zusätzlichen zweitausend Mark, wenn sie zu nur tausend Mark hinzukämen - da wir dringlichere Bedürfnisse stets vor unseren minder wichtigen Bedürfnissen befriedigen werden. Und Menschen sind einander im Hinblick auf ihre Grundbedürfnisse und Wünsche hinreichend ähnlich, daß eine in etwa vergleichbare Proportion auch zwischen einer Einzelperson und einer anderen gegeben sein wird: Übertragbare Ressourcen werden eben jemandem, der nur wenig hat, typischerweise immer in höherem Maße zugute kommen als einem Menschen, der weitaus mehr besitzt. Zählt also erstens das Wohl jedes einzelnen vom unpersönlichen Standpunkt aus gesehen gleich viel, und ist zweitens eine generelle Präsumtion zugunsten eines größeren Nutzens in Kraft, wird aus dem Prinzip des abnehmenden Grenznutzens immer auch ein Grund hervorgehen, der uns legitimiert, eine gleichmäßigere Verteilung einer bestimmten Menge von Ressourcen einer ungleichmäßigeren Verteilung vorzuziehen.  

Gleichheit oder Suffizienz? Der Streit um die richtige Gerechtigkeit

Die Argumente der Gleichheitskritiker:

1. Das perspektivische Argument   behauptet: Die Egalitaristen betrachten Gerechtigkeit aus der falschen Perspektive, sie  verwechseln Gleichheit mit Allgemeinheit.  Fordert man in Wirklichkeit gerechterweise für jeden einzelnen Bürger einen absoluten Sockel an Notwendigem für ein menschenwürdiges Leben, so behaupten die Egalitaristen, es gehe um eine Gleichverteilung von Gütern. Sie verwechseln die Forderung nach einem Genug für alle mit Forderungen nach  Gleichviel   für alle. Das aber ist ethisch nicht plausibel und nicht gerecht.  

2. Das anthropologische Argument verweist darauf, dass Menschen in Wahrheit gar nicht an Gleichheit gelegen ist, im Gegenteil sie suchen sich zu unterscheiden, wo immer möglich, von den Grundbedürfnissen  - Kleidung, Nahrung, Wohnung – bis zu den  Kulturbedürfnissen: Wer hat das originellste Hobby oder Reiseziel, wer den originellsten Schreibstil? Die egalitaristische Behauptung eines intrinsischen Gleichheitsbedürfnisses der Menschen ist also anthropologisch verfehlt, die Differenz zum anderen ist nachgerade ein wesentlicher Antrieb menschlichen Handelns und  Quellpunkt seiner Identität.  Es ist ethisch gesehen viel bedeutsamer, Toleranz einzufordern, damit der einzelne seine Differenz leben kann,  als Gleichheit zu fordern, die ohnehin niemand wirklich will.

3. Das normative Argument setzt explizit die Suffizienz gegen die Gleichheit als Maßstab der Gerechtigkeit. Gerechtigkeit ist absolut zu bestimmen, als das, was genügt, und nicht relational, als mein Anteil. Denn letztlich ist die Basis der Gerechtigkeit die unhintergehbare, absolute Menschenwürde. Statt einer wie immer rechnerisch zu bestimmenden Proportionalität in der Verteilung, die immer nach dem anderen schielt und unterstellt, Menschen fühlten sich erst dann gerecht behandelt, wenn sie im Verhältnis zum Anderen gut abschnitten, statt dieser beckmesserischen Gerechtigkeit geht es den Menschen in Wirklichkeit nur darum, ihre Bedürfnisse befriedigt zu sehen, ganz unabhängig davon, was der andere hat. Was nun diese Bedürfnisse des Menschen ausmacht, dazu gibt es längere und kürzere Listen, in denen all das aufgeführt wird, was an Absolutem garantiert sein muss, damit es gerecht zugeht.   

4. Das humanitäre Argument enthält den moralisch schärfsten Angriff auf den Egalitarismus, weil es ihm unterstellt, in bestimmten Situationen inhuman zu denken.  Der Egalitarismus geht davon aus, dass unverschuldete Nachteile kompensiert werden müssen – aber was ist mit den verschuldeten? Wer selbst Schuld trägt an seiner misslichen Lage: weil er ständig unpünktlich war, und nun entlassen wird, weil er sein Geld verprasst hat und nun zahlungsunfähig ist, oder international: wer zur armen Welt gehört, weil sein Land korrupt ist, die Einwohner träge sind oder eine bequeme Bettlermentalität entwickelt haben, dem wird nach egalitaristischen Prinzipien nicht geholfen, selbst wenn er im moralischen Sinn durchaus hilfsbedürftig sein mag. Es spricht für  Rigidität   und Unbarmherzigkeit  so akribisch zu  rechnen und nicht – aus Güte und Milde – ein Auge zuzudrücken. Wer strikte Gleichbehandlung fordert, bleibt kalt für die Nöte just jener, die der Hilfe und des Mitgefühls besonders bedürften.  

5. Das pragmatische Argument verweist darauf, dass praktisch eine Besitzverteilung existiert, die so komplex ist, dass sie unmöglich mit einer schlichten Gleichheitsforderung angemessen zu bewerten ist, da  Menschen ihr Einkommen aus unterschiedlichsten Quellen beziehen: Manche haben Gewinne aus Glücksspielen, andere  einen Teil des Einkommens ihres Ehepartners, Stipendien von Stiftungen, Zinsen für ausgeliehenes Geld, manche bekommen Zuwendungen von Bewunderern, Erträge aus Investitionen oder Mieteinnahmen –  und manche erhalten Lohn für geleistete Arbeit.

 Unser Gerechtigkeitsempfinden fordert häufig Ungleichheit, um eine gerechte Verteilung zu sichern. Im Falle der Steuern sogar eine doppelte: Nicht nur zahlen wir nicht alle gleich viel Steuern – sie werden ja prozentual vom Einkommen erhoben und belasten somit ungleich, vielmehr steigern wir diese Prozente noch progressiv, entlasten und belasten damit also doppelt ungleich. Erst diese doppelte Ungleichheit empfinden wir (zumindest noch) als gerecht. 

Auch machen allgemein  anerkannte Maßstäbe der Verteilung, wie Leistung, Qualifikation, Verantwortung, Stress und Risiko im Beruf Gerechtigkeit so komplex, dass es insgesamt naiv und illusorisch wäre zu glauben, mit Bezug auf nur  einen Maßstab – die Gleichheit – könne all dass angemessen gewichtet werden. Das pragmatische Argument zieht aus all dem den Schluss: Angesichts der Kontingenz menschlichen Lebens ist Gleichheit ohnehin nie so zu realisieren, dass sie zu gerechten Verhältnissen führt. Wir können sie daher als Maßstab für Gerechtigkeit getrost entbehren. 

Die Argumente der liberalen Egalitaristen

1. Die Präsumtion der Gleichheit: In Wirklichkeit  gibt es keine Ausnahme von der Regel, dass alle moralischen Pflichten und Ansprüche in Bezug auf die Verteilung knapper Güter relational sein müssen. 

Das ergibt sich aus einer Begründung der Präsumtion der Gleichheit: Alle Betroffenen müssen, ungeachtet ihrer tatsächlichen Unterschiede, strikt gleich behandelt werden, es sei denn, vernünftige und allgemein annehmbare Gründe rechtfertigen eine Ungleichbehandlung.  Diese erste Regel des liberalen Egalitarismus versteht Gerechtigkeit relational zur Gleichheit aber auch proportional zu Verdienst und gerechtfertigten Ansprüchen. Sie fordert keine strikte Gleichheit im Ergebnis, wohl aber begrenzt sie die Ungleichheit auf das, was rational zu rechtfertigen ist. Wegen seiner blauen Augen bekommt kein Kind ein größeres Stück vom Kuchen, wohl aber, wenn es beim Backen half. 

Warum muss jede Verteilung relational sein? Weil es eben keine wirklich absoluten Bestimmungen dessen geben kann, was wir anderen schulden.  Selbst ein scheinbar so absolutes Grundbedürfnis, wie das nach Nahrung, steht, weil es sich um ein knappes Gut handelt, unter einem relationalen Vorbehalt: vielleicht gibt es andere, die die Nahrung brauchen, vielleicht braucht ein anderer die Nahrung dringender.

Auch dort, wo Ansprüche selbst nicht-relational sind, kommt man bei der Frage der Befriedigung der Ansprüche nicht um ein Abwägen herum. Das ergibt sich aus dem Prinzip der Unparteilichkeit und dem Universalisierungsgrundsatz. Wenn die Verteilung von Heilmitteln und medizinischer Versorgung dem absoluten Anspruch eines  Kranken auf Hilfe  gerecht werden soll, muss ich mit bedenken, dass jeder andere, auch potentielle, Kranke das gleiche Recht auf Hilfe beanspruchen darf. 

2. Intrinsische Gleichheit: Es ist ein Kurzschluss zu glauben, Gleichheit sei kein intrinsisches Bedürfnis von Menschen. Denn vom moralischen Gleichheitsprinzip, das für alle Menschen gilt, bleibt die Alltagserfahrung, dass Individuen sich innerlich und äußerlich unterscheiden, völlig unberührt. Das Gleichheitsprinzip beruht auf jenem Bedürfnis von Menschen, das alle teilen, nämlich, dass sie als Menschen, trotz oder gar wegen, ihrer individuellen Unterschiede, gleich behandelt werden wollen beim Zugang zu allen knappen Gütern. Wie ist anders als mit einem intrinsischen Gleichheitsbedürfnis erklärbar, dass die Einwohner Deutschlands, trotz ihrer bunten, ungleichen Vielfalt, zu fast 80% in der Meinung übereinstimmen, die Einkommens- und Vermögensverteilung sei ungerecht?  Wie ist anders erklärbar, dass immer dort Menschen aufbegehren, wo die materiellen Ungleichheiten besonders groß sind? Ungleichheit kränkt, selbst dort, wo es gewiss nicht um echten Mangel geht.  Auch die Mitglieder im sehr teuren Golfclub sind zu recht gekränkt, wenn der Platzwart die Spielzeiten willkürlich  zuteilen sollte.  

3. Justice not charity:  Am deutlichsten offenbart sich der Rückschritt der Non-Egalitaristen in die Vormoderne, in eine Denkweise des Ancien Regime, wenn sie soziale Gerechtigkeit als voluntaristisches Mitgefühl mit den Schwächeren verstehen.  Personale Bindungen über die Stände hinweg schufen einst einen Zusammenhalt, der den sozialen Absturz  verhindern sollte. Unterstützung für die Schwächeren war auf Wohlwollen, Nächstenliebe, Hilfsbereitschaft gegründet, aber sie war kein einklagbares Recht, das man selbstbewusst und mit aufrechtem Gang fordern konnte. Wenn Gleichheit heute durch Suffizienz ersetzt werden soll, dann wäre das die  Rückkehr zu einem karitativen Weltverständnis, das den anderen nicht als Gleichberechtigten sondern als Bedürftigen versteht.

In anonymen Massengesellschaften und mehr noch in einer globalisierten Welt darf Gerechtigkeit aber nicht mehr von kollektiven Identitäten, engen oder weiten, abhängen, sondern muss  rationalen, universellen Gleichheitsgrundsätzen folgen. 

Konkret: Wenn ich Gerechtigkeit an Suffizienz, Anerkennung oder kollektiver Identität messe, dann ist es gerecht, wenn der polnische Bauarbeiter in Deutschland  die Hälfte des Lohns eines deutschen Bauarbeiters nach Hause bringt; dann ist, angesichts von 20 Millionen Arbeitslosen eine Festung Europa, die Arbeitsmigranten aus armen Ländern aus- und abweist, gerecht, dann ist es gerecht, wenn 20% der Weltbevölkerung 80% der Weltressourcen verbrauchen. Nur gleicher Lohn für gleiche Arbeit, gleiche Lebenschancen für alle Menschen und gleiches Anrecht auf Ressourcen  verhindern, dass das als gerecht gilt.  

 (K. Goergen, aus: E&U, Heft 4, 2006)

Christoph Butterwegge:

Grundeinkommen und soziale Gerechtigkeit (Auszug)

(Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. 51/52 2007, 17. 12. 07, S. 28 ff)

 Auf den ersten Blick hat ein garantiertes Mindesteinkommen zweifellos etwas Bestechendes: Statt wie im bestehenden Wohlfahrtsstaat diejenigen Menschen durch eine spezielle Transferleistung (ALG II, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Sozialhilfe) aufzufangen, die weder über ein ausreichendes Erwerbseinkommen noch über Leistungsansprüche aus dem Versicherungssystem verfügen, sollen sämtliche (Wohn-) Bürger ohne Ansehen der Person, "Arbeitszwang" und besonderen Nachweis in den Genuss einer finanziellen Zuwendung gelangen, die zur Sicherung ihrer Existenz ausreicht. An die Stelle eines gleichermaßen komplexen wie komplizierten Wohlfahrtsstaates, der vielen Menschen, sogar seinen größten Nutznießern, undurchschaubar erscheint und bloß als "sozialer Reparaturbetrieb" funktioniert, würde ein sozialpolitischer Universaltransfer treten, der keiner Kontrollbürokratie mit ihren Sanktionsmechanismen bedarf.                                     Das bedingungslose Grundeinkommen suggeriert, ein "gesellschaftspolitischer Befreiungsschlag" zu sein. Nach permanenter "Flickschusterei" am Sozialstaat, die über Jahrzehnte hinweg nur immer neue Probleme und nicht enden wollende Streitigkeiten in der Öffentlichkeit mit sich gebracht hat, erscheint der angestrebte Systemwechsel vielen Menschen geradezu als Erlösung aus dem Jammertal der Konflikte. Endlich können sie hoffen, sowohl vom Elend der Armen, die um Almosen betteln, als auch von ständigen Reformen, die - wie Hartz IV - weitere Verschlechterungen bewirkt haben, befreit zu werden. Für die Verfechter des bedingungslosen Grundeinkommens besteht ein weiterer Fortschritt darin, dass es weder an die (für den Bismarck'schen Sozialversicherungsstaat konstitutive) Arbeitspflicht noch an eine diskriminierend wirkende Bedürftigkeitsprüfung gebunden wäre.

Sieht man genauer hin, fallen demgegenüber jedoch zahlreiche Nachteile ins Auge: Beim allgemeinen Grundeinkommen handelt es sich um eine alternative Leistungsart, die mit der Konstruktionslogik des bestehenden, früher als Jahrhundertwerk gefeierten und in vielen Teilen der Welt nachgeahmten Wohlfahrtsstaates bricht sowie seine ganze Architektur bzw. Struktur zerstören würde. Denn dieser gründet seit Bismarcks Zeiten auf Sozialversicherungen, die in unterschiedlichen Lebensbereichen, -situationen und -phasen auftretende Standardrisiken (Krankheit, Alter, Invalidität, Arbeitslosigkeit und Pflegebedürftigkeit) kollektiv absichern, sofern der versicherte Arbeitnehmer und sein Arbeitgeber vorher entsprechende Beiträge gezahlt haben. Nur wenn dies nicht der Fall oder der Leistungsanspruch bei Arbeitslosigkeit erschöpft ist, muss auf steuerfinanzierte Leistungen (ALG II, Sozialgeld und Sozialhilfe) zurückgegriffen werden, die bedarfsabhängig - das heißt nur nach einer Prüfung der Einkommensverhältnisse, vorrangigen Unterhaltspflichten und Vermögensbestände - gezahlt werden. Verfechter des Grundeinkommens geraten zwangsläufig in ein Dilemma, denn sie müssen sich zwischen folgenden zwei Möglichkeiten entscheiden:                                

Entweder erhält jeder Bürger das Grundeinkommen, unabhängig von den jeweiligen Einkommens- und Vermögensverhältnissen. In diesem Fall müssten riesige Finanzmassen bewegt werden, die das Volumen des Bundeshaushaltes (ca. 250 Mrd. EUR) um ein Mehrfaches übersteigen und die Verwirklichung des bedingungslosen Grundeinkommens per se ins Reich der Utopie verweisen. Außerdem stellt sich unter Gerechtigkeitsaspekten die Frage, warum Millionäre vom Staat monatlich ein von ihnen vermutlich als sehr bescheidenes Almosen empfundenes Grundeinkommen erhalten sollten, während Millionen Bürger mehr als den für sämtliche Empfänger einheitlichen Geldbetrag viel nötiger hätten.

Oder wohlhabende und reiche Bürger bekommen das Grundeinkommen nicht bzw. im Rahmen der Steuerfestsetzung wieder abgezogen. Dann ist es weder allgemein und bedingungslos, noch entfällt die Bedarfsprüfung, denn es müsste ja in jedem Einzelfall geprüft werden, ob die Anspruchsvoraussetzungen nicht durch (verdeckte) anderweitige Einkünfte verwirkt sind. Damit wären Arbeitslose und Arme jedoch einem ähnlichen Kontrolldruck wie gegenwärtig ausgesetzt, auch wenn er vom Finanzamt statt von der ARGE oder einer Sozialbehörde ausgeübt würde, den zu beseitigen jedoch gerade ein Hauptargument für das Grundeinkommen bildet.

Das Existenzgeld gründet wie das garantierte Mindesteinkommen generell auf der Wunschvorstellung seiner Befürworter, die soziale Sicherung von der Erwerbsarbeit entkoppeln zu können. Dabei handelt es sich jedoch um einen Trugschluss, denn sofern Letztere existiert, basiert die Erstere auf ihr. Allenfalls können Teile der Bevölkerung leben, ohne zu arbeiten, aber nur so lange, wie das andere (für sie) tun und den erzeugten gesellschaftlichen Reichtum mit ihnen teilen. Von der Erwerbsarbeit trennen lassen sich bloß der individuelle Rechtsanspruch auf Transferleistungen, den jemand geltend macht, und der Zuteilungsmechanismus, nach dem die Zahlungen erfolgen. Daniel Kreutz kritisiert, das bedingungslose Grundeinkommen verspreche die Befreiung vom Joch der Lohnarbeit, sei als "individuelle Ausstiegsoption" aber dem Modell eines müßigen Vermögensbesitzers nachgebildet und verkenne damit völlig die Notwendigkeit "kollektiver Pflichtarbeit", der sich die Gesellschaft nicht entziehen könne, wenn sie ihren Wohlstand sichern wolle. 18 Je mehr Bürger das Mindesteinkommen beziehen würden, ohne zu arbeiten, umso härter müssten dies andere tun. Wahrscheinlicher ist, dass die Höhe des Grundeinkommens seine Bezieher zwingen würde, ergänzend Lohnarbeit zu verrichten, um leben zu können. Letztlich würde es als "Kombilohn" für alle wirken, jedes zu geringe Arbeitseinkommen aufgestockt und der Niedriglohnsektor dramatisch wachsen.                                                                                                                                                                                    Einer Realisierung der Forderung nach einem Grundeinkommen stehen zahlreiche organisatorisch-technische Umsetzungsschwierigkeiten entgegen. Richard Hauser rechnet beispielsweise mit einer "deutliche(n) Schrumpfung der Produktion und des Volkseinkommens" und befürchtet negative Konsequenzen durch die wirtschaftliche Verflechtung der Bundesrepublik mit anderen Ländern: "Selbst wenn es gelänge, das unbedingte und universelle Grundeinkommen nach dem Territorialprinzip mit Erstwohnsitz in Deutschland zu beschränken - was rechtlich nicht gesichert ist -, müsste mit einer starken Sogwirkung auf Zuwanderer aus anderen EU-Ländern und auch aus Nicht-EU-Ländern gerechnet werden; denn jeder EU-Bürger könnte sich durch Einwanderung nach Deutschland ein an den deutschen Standards orientiertes sozio-kulturelles Existenzminimum ohne jegliche Anstrengung und Gegenleistung beschaffen." 19 Damit sich der erforderliche Finanzaufwand nicht weiter erhöhen würde, wäre mit einer noch restriktiveren Zuwanderungspolitik der Bundesrepublik zu rechnen.                                                                     

  Ob ein bedingungsloses Grundeinkommen finanzierbar, sinnvoll und sozial gerecht ist, erscheint mehr als fraglich. Ein solches, nicht auf Erwerbsarbeit gegründetes, "leistungsloses" Einkommen gleicht einer schönen Utopie. "Aber manche Utopien sind gefährlich, weil sie von der Suche nach realistischeren Alternativen ablenken." 20 Die Achillesferse des Grundeinkommens ist seine Finanzierung. Dabei geht es gar nicht mal in erster Linie um die großen Finanzmassen, die bewegt werden müssten, um es einführen zu können, sondern um Gerechtigkeitsdefizite im Rahmen des Steuersystems. Hinzu kommt, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen den Druck, die Massenarbeitslosigkeit konsequent zu bekämpfen, mindern würde. Denn die Politik könnte darauf hinweisen, dass auch ohne Erwerbsarbeit für jeden (auf einem Mindestsicherungsniveau) gesorgt sei. In einer Arbeitsgesellschaft resultieren der soziale Status und das Selbstwertgefühl der Menschen jedoch aus der Erwerbsarbeit.

 18 Daniel Kreutz, Wider den Götzen "bedingungsloses Grundeinkommen". Ein Beitrag zur Ideologiekritik, in: Berliner Debatte Initial, 18 (2007) 2, S. 65.
19 Richard Hauser, Alternativen einer Grundsicherung - soziale und ökonomische Aspekte, in: Gesellschaft - Wirtschaft - Politik, 55 (2006) 3, S. 339.
20 Robert Castel, Die Stärkung des Sozialen. Leben im neuen Wohlfahrtsstaat, Hamburg  

                                                    Matthias Richter

Warum die gesellschaftlichen Verhältnisse krank machen (Auszug)

(Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. 42, 2007, 15. 10. 07, S. )

  "Weil du arm bist, musst du früher sterben." Wie oben bereits angerissen wurde, hat diese volkstümliche Redewendung bis heute ihren tieferen Sinn nicht verloren. Jedoch verschleiert sie eine wichtige Information: Die gesundheitliche Ungleichheit betrifft nicht nur eine benachteiligte soziale Unterschicht, die sich durch ihr besonders sichtbares "Maß der Verelendung" von der übrigen Bevölkerung unterscheidet. Die soziale Ungleichheit von Gesundheit und Krankheit durchzieht vielmehr die gesamte Sozialstruktur einer Gesellschaft. Der Zusammenhang ist in der Regel linear, weshalb man auch von einem sozialen Gradienten spricht: Mit jeder Stufe, die in der sozialen Hierarchie hinabgegangen wird, steigt das Risiko frühzeitiger Sterblichkeit und der Häufigkeit von Krankheit und Behinderung stufenweise an. Der renommierte britische Wissenschaftler Michael Marmot hat dies treffenderweise als "Statussyndrom" bezeichnet. Dieses Phänomen verweist auf Prozesse relativer sozialer Benachteiligung zwischen den einzelnen sozialen Statusgruppen, auf Faktoren also, die den gesellschaftlichen Differenzierungsprozess insgesamt - und nicht lediglich eine Teilgruppe - betreffen. 6An einem Beispiel soll dies kurz verdeutlicht werden.[...]  Unabhängig von Geschlecht und Alter berichten Personen aus der unteren sozialen Schicht wesentlich seltener über einen sehr guten Gesundheitszustand als Personen aus der mittleren und insbesondere aus der höheren sozialen Schicht. Dies ist nur ein Beispiel unter vielen. Vergleichbare gesundheitliche Ungleichheiten finden sich für nahezu alle spezifischen Erkrankungen und Behinderungen.                                                                                       Gesundheitliche Ungleichheiten sind aber alles andere als ein ausschließlich deutsches Phänomen. Bisher konnte für jedes Land, aus dem Daten vorliegen, nachgewiesen werden, dass die frühzeitige Sterblichkeit und gesundheitliche Beeinträchtigungen in Gruppen mit niedrigem beruflichen Status, Ausbildungsstand und Einkommen häufiger auftreten. Ein weiteres bemerkenswertes Ergebnis ist, dass gesundheitliche Ungleichheiten in der Sterblichkeit in den letzten 15 Jahren in Europa angestiegen sind. 7 Die Schere in der Gesundheit zwischen Arm und Reich geht also zunehmend auseinander. Besonders erschreckend erscheint, dass die gesundheitliche Lage der Ärmsten und Reichsten auch in den skandinavischen Ländern immer weiter auseinander klafft, galten diese Länder doch lange Zeit als vorbildliche sozialstaatliche Modelle, die in der Lage sind, den Einfluss sozialer Ungleichheiten abzufedern. Als Konsequenz sehen sich mit dem Beginn des 21. Jahrhunderts alle hoch entwickelten Länder mit substanziellen gesundheitlichen Ungleichheiten konfrontiert, die einen deutlichen politischen Handlungsbedarf offenbaren, auch und gerade da es bislang keine Anzeichen einer Trendwende gibt. [...]                              Frühe Analysen der Ursachen gesundheitlicher Ungleichheit fokussierten im Wesentlichen auf drei verschiedene Erklärungsansätze, welche bis heute nichts von ihrer Aktualität verloren haben:                                                                                                                                 Der erste Erklärungsansatz führt das Vorliegen sozioökonomischer Unterschiede in der Gesundheit auf soziale Selektionsprozesse zurück. Der Ausdruck "Selektion" bezieht sich auf Prozesse sozialer Mobilität. Dabei wird etwa angenommen, dass die Gesundheit den beruflichen Status und das Einkommen beeinflusst und nicht umgekehrt. Etwas plakativ formuliert wird hier davon ausgegangen, dass nicht Armut krank, sondern Krankheit arm macht. Gemäß dem Motto "Survival of the fittest" werden die beobachteten Ungleichheiten in der Mortalität und Morbidität dabei als das Ergebnis einer sozialen Aufstiegsbewegung der Gesunden und als sozialer Abstiegsprozess der Kranken angesehen. Auch wenn es einige Anhaltspunkte für derartige soziale Mobilitätsprozesse gibt, hat die Forschung zeigen können, dass die Anzahl der hiervon betroffenen Personen insgesamt zu gering ist, um entscheidenden Einfluss auf die beobachteten Unterschiede in der Gesundheit auszuüben. 10
Die beiden anderen Deutungsversuche gehen im Unterschied zur Erklärung durch Selektionsprozesse davon aus, dass ein niedriger sozioökonomischer Status eine größere Gesundheitsgefährdung verursacht (Armut macht krank). Die beiden Ansätze betonen jedoch unterschiedliche Möglichkeiten der Verursachung.                                                              Der materielle Erklärungsansatz basiert - wie der Name schon besagt - auf einer materiellen Interpretation gesundheitlicher Ungleichheit. Hier wird argumentiert, dass Personen am unteren Ende der Statushierarchie nicht nur über geringere finanzielle Ressourcen verfügen, sondern dass sie auch eher in gesundheitsschädlichen Umwelten leben und arbeiten. 11 Da viele dieser gesundheitsbeeinträchtigenden Faktoren in einem systematischen Zusammenhang stehen, ist die Exposition gegenüber einzelnen materiellen Faktoren eher sekundär. Von zentraler Bedeutung ist vielmehr die Gesamtheit aller Faktoren, denen bestimmte Bevölkerungsgruppen ausgesetzt sind. So ist es wahrscheinlich, dass bei Personen, die in relativ schadstoffarmen Wohnverhältnissen und unbelasteten Wohngebieten leben, auch die Arbeitsumgebung und -organisation "risikoarm" sind und die Höhe ihres Einkommens über dem Durchschnitt liegt.                                                                        

Der kulturell-verhaltensbezogene Erklärungsansatz hebt die Bedeutung sozioökonomischer Unterschiede im gesundheitsbezogenen Risikoverhalten hervor. Dementsprechend werden die sozioökonomischen Unterschiede in der Morbidität und Mortalität häufig mit einer sozial ungleichen Verteilung gesundheitsbeeinträchtigender Verhaltensweisen wie Zigarettenrauchen, Fehlernährung, Alkoholmissbrauch und Bewegungsmangel erklärt.  Im Mittelpunkt steht dabei die Tatsache, dass diese Risikoverhaltensweisen sowohl mit dem sozioökonomischen Status als auch mit dem Gesundheitszustand einer Person eng verbunden sind.

Die jüngere Forschung über die Ursachen gesundheitlicher Ungleichheit hat die Erklärungsversuche zunehmend erweitert und durch neue Ansätze und Komponenten ergänzt. Zu nennen ist hier insbesondere der psychosoziale Erklärungsansatz, der Ansätze aus der Stress-, Bewältigungs- und sozialen Unterstützungsforschung aufgreift und psychologische sowie psychosoziale Faktoren (etwa kritische Lebensereignisse, chronische Alltagsbelastungen oder berufliche Gratifikationskrisen) zur Erklärung gesundheitlicher Ungleichheiten heranzieht. In zahlreichen Studien ist in der Folgezeit die Bedeutung dieser Faktoren für die Genese gesundheitlicher Ungleichheit herausgearbeitet worden. Es konnte aufgezeigt werden, dass nicht nur psychosoziale Belastungen, sondern auch die Ressourcen zu deren Bewältigung sozial ungleich verteilt sind. Personen mit einem niedrigen sozioökonomischen Status sind somit in doppelter Weise betroffen.                                                 

 Neben diesen Erklärungsansätzen wurden in unterschiedlichem Ausmaß weitere Determinanten und Mechanismen diskutiert. Einer dieser Ansätze bezieht sich auf Ungleichheiten in der gesundheitlichen Versorgung, die in den letzten Jahren auch in Deutschland zunehmend in den Mittelpunkt des Interesses gerückt sind. Der relative Beitrag dieses Ansatzes zur Erklärung gesundheitlicher Ungleichheiten wird jedoch kontrovers diskutiert.  Kritisch anzumerken ist beispielsweise, dass Zugang zu und Qualität von Versorgungsleistungen - auch wenn sie wichtig für die Behandlung von Krankheiten sind - zunächst wenig Einfluss auf Neuerkrankungen haben.                                                                                                               Vor dem Hintergrund der aktuellen Sparmaßnahmen im deutschen Gesundheitswesen wie vor dem der verstärkten Kommerzialisierung gesundheitsbezogener Dienstleistungen stellt sich aber nachhaltig die Frage, ob hier nicht "zusätzliche" Risiken einer Ausweitung gesundheitlicher Ungleichheiten geschaffen werden. Erste Ergebnisse legen zum Beispiel nahe, dass die Einführung der Praxisgebühr zu einer niedrigeren Inanspruchnahme bei einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen geführt hat, auch wenn andere Studien diese Ergebnisse nicht bestätigen konnten. 

Moral und Gier                                                                                                                Von Heribert Prantl, SZ, 11. 12. 2007

Wie viel Moral braucht die Wirtschaft, wie viel die Politik? Und kann dieses Maß an Moral sodann per Gesetz verordnet werden? Das sind kurios schwierige Fragen. Würde einem die Frage gestellt: Wie viel Sauerstoff braucht der Mensch?, täte man sich leichter. Man schaut ins Lexikon und liest: "Der Mensch kann Gasgemische, die weniger als sieben Prozent Sauerstoff enthalten, nicht längere Zeit ohne Schädigungen einatmen." Oder: "Um das tierische und pflanzliche Leben zu erhalten, muss ein Gewässer einen Mindestgehalt an Sauerstoff aufweisen, für Fische etwa vier Milligramm pro Liter." Es wäre schön, könnte man im Lexikon der Politik und Wirtschaft Ähnliches finden, etwa so: "Um ein Land und seine Wirtschaft gesund zu erhalten, muss diese einen Mindestgehalt an Moral aufweisen, in Deutschland etwa 4 Milligramm am Tag." Da schmunzelt jeder. Für Moral gibt es keine Formel; man weiß nicht einmal so genau, was das ist.
Mit dem Sauerstoff hat die Moral immerhin gemein, dass sie nicht so richtig greifbar ist. Sehr greifbar können aber die wirtschaftlichen Folgen der Unmoral sein. "Wer die Moral vernachlässigt, der schadet in der Konsequenz auch der Profitabilität": Das hat im Jahr 2003 einer geschrieben, der wenig später die Richtigkeit seiner Aussage am eigenen Leib erfahren hat - der langjährige Siemens-Vorstand Heinrich von Pierer. Die Unmoral bei Siemens bestand in Korruption; die ist durch Gesetz verboten. So ähnlich stellen sich viele Bürger jetzt die Vorgehensweise gegen irrwitzige Managergehälter und Abfindungen vor: Die sollen per Gesetz verboten oder begrenzt werden. Das natürliche Gerechtigkeitsempfinden der Leute empört sich zu Recht über die Lohndrückerei der Manager nach unten, bei gleichzeitiger Treiberei der eigenen Gehälter nach oben.
Das Gerechtigkeitsempfinden stößt sich daran, dass der Bonus, der dem Porsche-Chef bezahlt wird, mehr ausmacht als die Bonus-Zahlungen für die Gesamtbelegschaft zusammengenommen. Es stößt sich daran, dass man von einer Abfindungssumme, wie sie einem gescheiterten Manager gezahlt wird, ein halbes Dutzend Bundeskanzler entlohnen könnte. Und es stößt sich daran, dass dagegen kein Kraut gewachsen sein soll. Immerhin steht im Aktiengesetz, Paragraph 87, der Satz: "Der Aufsichtsrat hat bei der Festsetzung der Gesamtbezüge dafür zu sorgen, dass die Gesamtbezüge in angemessenem Verhältnis zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds und zur Lage der Gesellschaft stehen." Ganz so blauäugig und juristisch unbeleckt ist die öffentliche Empörung über Managergehälter also gar nicht - auch wenn die Betriebswirtschaftler darüber feixen und das Grundprinzip des kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Systems ins Feld führen. Das beruht nun mal auf Bereicherung. Die Juristen verweisen ebenfalls auf ein Grundprinzip, auf das der Vertragsfreiheit: Wenn ein Manager ein Unternehmen findet, das so frei ist, ihm exorbitante Gehälter zu bezahlen, dann ist das Ausdruck dieser Vertragsfreiheit (die wiederum zu den persönlichen Freiheitsrechten nach Artikel 2 Grundgesetz zählt).
Die Gesetzgebung der vergangenen Jahrzehnte war nun freilich eine große Geschichte der Einschränkung dieser Vertragsfreiheit. Das Arbeitsrecht, das Mietrecht, das Unterhaltsrecht - in all diesen Rechtsgebieten hat der Gesetzgeber die Vertragsfreiheit beschränkt, um dem Schwächeren zu helfen, der sonst vom Stärkeren über den Tisch gezogen würde. Mit solchen Überlegungen kommt man freilich bei der Begrenzung der Managergehälter nicht weiter - es sei denn, man hielte den Aufsichtsrat, der die Gehälter mit den Managern verhandelt, für einen so schwachen Verhandlungs-partner, dass ihm der Staat zur Seite springen müsste. Die Aufsichtsräte sind aber nicht schwach, sondern lax; das ist etwas anderes. Sie könnten freilich schadenersatzpflichtig sein, wenn mit maßlosen Vorstandsgehältern Gewinne systematisch von den Aktionären hin zu den Managern verschoben werden. Indes: Wo kein Kläger, da kein Richter.
Es bleibt, um in die Vertragsfreiheit einzugreifen, allenfalls die Sittenwidrigkeit. Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (auch von Managern) endet nämlich dort, wo diese Entfaltung gegen "das Sittengesetz" verstößt; so steht es im Grundgesetz. Der Gesetzgeber müsste also für die Managergehälter die Grenze zur Sittenwidrigkeit markieren - wohl unter Bezugnahme auf ein Vielfaches des Durchschnittseinkommens im Betrieb (Das Zwanzigfache, wie in Japan? Das bis zu Tausendfache, wie in den USA?) Das wäre ein heikles Unterfangen.  
Frivolen Gehältern sollte man nicht mit der Sittenwidrigkeit zu Leibe rücken - sondern mit Aufsichtsräten, die der Gesetzgeber zu wirklicher Aufsicht verdonnert.  

Millionenblocker mit Nebenwirkungen

Von Nina Bovensiepen und Kathrin Werner, SZ, 11. 12. 2007

Die Kanzlerin hat die Debatte über zu hohe Manager-Gehälter auf dem CDU-Parteitag neu entfacht. "Was ich aber nicht verstehe: Warum wird mit Geld überschüttet, wer auf ganzer Linie versagt?", so Angela Merkel vor den Delegierten. Den starken Worten sollen aus Sicht der Regierungschefin aber vermutlich keine Taten folgen. "Es gibt keine Initiativen in der Bundesregierung für gesetzliche Regelungen in diesem Bereich", ließ Merkel am Montag erklären. Die SPD hat trotzdem eine Arbeitsgruppe berufen, die Eingriffe prüfen soll. Ein Überblick über die diskutierten Ideen.
Obergrenzen einführen: Besonders populistische Teilnehmer der Debatte fordern Mindestlöhne für Niedrigverdiener und Höchstgrenzen für Spitzenmanager. Oskar Lafontaine von der Linken zum Beispiel möchte Managerbezüge auf das 20-Fache des niedrigsten Lohnes im jeweiligen Betrieb begrenzen. Auch bei Abfindungen möchte mancher eine Grenze. Solche Ideen kommen bei vielen Menschen gut an - sie sind aber nicht umsetzbar. Ein Maximal-Lohn widerspricht nach Auffassung von Juristen der in den Grundgesetz-Artikeln 2, 12 und 14 geregelten Vertrags-, Berufs- und Eigentumsfreiheit. Heribert Hirte, Professor für Wirtschaftsrecht an der Universität Hamburg, sieht weitere Probleme: "Eine solche Obergrenze wäre verfassungswidrig, weil es sie in anderen Branchen nicht gibt." Wer Manager-Gehälter regulieren wolle, müsse auch über Fußballer-Verdienste nachdenken. "Sonst läge ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz vor", sagt Hirte. Zudem bestehe die Gefahr, dass die Firmen ihre Konzernspitze ins Ausland verlegen, wenn sie Managern mehr bezahlen wollen. "Dann hätten wir in Deutschland irgendwann nur noch Tochterfirmen", warnt Hirte. Ohnehin ist SPD wie Union klar, dass es eine Obergrenze nicht geben kann.
Absetzbarkeit erschweren: Die von Fraktionsvize Joachim Poß geleitete SPD-Arbeitsgruppe soll untersuchen, ob die steuerliche Absetzbarkeit von Abfindungen begrenzt werden kann. Nach geltendem Recht sind Abfindungen Betriebsausgaben und von der Steuer absetzbar. Die Grünen fordern, die Absetzbarkeit pro Manager und Kopf auf eine Million Euro zu begrenzen. Laut Thorsten Albig, dem Sprecher von Finanzminister Peer Steinbrück (SPD), sind solche Ideen aber ebenfalls schwierig umzusetzen. Betriebsausgaben ließen sich nicht in gute oder schlechte unterscheiden.
Wirtschaftsrechtler Hirte sieht das anders. Es würde zwar einen Bruch in der Systematik des deutschen Steuerrechts bedeuten. Zudem drohe auch in diesem Fall ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungs-grundsatz. Hirte verweist aber auf die USA, wo es ebenfalls Grenzen für absetzbare Beträge bei Abfindungen gebe. "Wenn das dort mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz vereinbar ist, muss das auch hier gehen", meint er. Dies wird wohl jetzt die SPD-Arbeitsgruppe untersuchen. In Steinbrücks Haus gibt es dazu hingegen laut Aussage von dessen Sprecher keine Prüfungen.
Transparenz erhöhen: Eine gern erhobene, wenn auch schwammige Forderung in der Gehälter-Debatte ist der Ruf nach mehr Transparenz. Früher zählte dazu insbesondere die Offenlegung der Vorstandsgehälter. Obwohl diese für börsennotierte Unternehmen inzwischen gesetzlich vorgeschrieben ist, sieht Hirte noch Handlungsbedarf. "Es gibt Lücken im Gesetz, die gestopft werden müssen." Vor allem bei Abfindungen und Renten gebe es noch Wege, die Offenlegungspflicht zu umgehen.
Für mehr Transparenz könnte nach Ansicht mancher Sozialdemokraten auch eine Präzisierung von Paragraph 87 im Aktienrecht sorgen. Er schreibt dem Aufsichtsrat in Betrieben die Aufgabe zu, für Vorstände "die Gesamtbezüge in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds und zur Lage der Gesellschaft" festzusetzen. Hier könnte man das Wort "angemessen" genauer fassen. Dies könnte aber ebenfalls an rechtliche Grenzen stoßen. Gleiches gilt für die Idee, die in vielen Konzernen übliche Koppelung von Manager-Einkünften an den Aktienkurs oder den Gewinn des Unternehmens strenger zu regeln.
 

 Einkommensunterschiede in Japan


Von Christoph Neidhart


Tokio - Japans Spitzenmanager gelten als gut bezahlt. Die zwanzig Top-Leute um Katsuaki Watanabe, den Präsidenten von Toyota, bekommen je etwa eine halbe Million Dollar, die obersten Sony-Manager sogar etwas mehr: im Schnitt 650 000 Dollar. Pro Jahr! Das ist im Schnitt das 80-Fache des mittleren Firmengehalts. So viel kassieren viele ihrer Kollegen in den USA monatlich.
Gewiss, Japans Spitzenkräfte lassen sich vom Dienstwagen mit Fahrer abholen. Sie spielen auf Spesen Golf und vergnügen sich in teuren Nachtclubs, ihre Firmen haben eigene Ferienhotels und Barbiere. Aber das sind Trost-Zückerchen, die inzwischen zusammengestrichen werden. Auch Aktienoptionen und ähnliche Vergütungen erhalten japanische Manager weniger als westliche Spitzenkräfte. Ihre Boni sind nicht mit jenen im Westen vergleichbar.
Gleichwohl scheinen Japans Top-Manager zufrieden zu sein. Sie kennen jenen Starkult kaum, der im Westen um Wirtschaftsfiguren getrieben wird. Sie wollen ihn auch nicht. Japans Manager sind bescheiden. Sie stellen nicht sich selbst in den Mittelpunkt, sondern die Firma, in der sie groß geworden sind, die sie zu Teamplayern erzogen hat und mit der sich die meisten fast verheiratet fühlen.
Selbst Howard Stringer, der aus England stammende Chef von Sony, soll sich mit einem Gehalt japanischer Größe begnügen. Carlos Ghosn, der als Retter von Nissan nach Japan kam, verzichtete 2007 wenigstens auf seinen Bonus, da er die angestrebten Zahlen nicht erreicht habe. Ghosn, inzwischen noch Teilzeit-CEO von Nissan, kam als Wunderheiler in das Land. Heute gilt seine Sanierung als zu radikal, nur auf den kurzfristigen Gewinn gerichtet. Nissan macht die Ghosn-Revolution teilweise wieder rückgängig.
Die Erfahrung von Nissan mit Ghosn hat die Skepsis gegen ausländische Manager verstärkt, nicht nur wegen ihrer Gehaltsforderungen. Sie kennen die Unternehmenskultur nicht, verstehen die Sprache nicht, identifizieren sich zu wenig mit der Firma, denken nicht langfristig genug. Aus diesen Gründen wollen viele Firmen nicht einmal japanische Top-Manager von außen. Auch heute noch.
Damit erklärt sich auch die Höhe der Manager-Gehälter. In Japan gibt es keinen Markt für Top-Leute. Sie werden nicht abgeworben, ließen sich auch nicht abwerben. Status und die Zugehörigkeit zur Firma sind ihnen wichtiger als mehr Geld. Selbst über die Pensionierung hinaus werden sie sich mit ihrem Unternehmen identifizieren. Das steht ihnen weiter offen, hält ihnen vielleicht sogar ein kleines Büro bereit, und natürlich dürfen sie weiter zum firmeneigenen Friseur, also zur Familie gehören.


Quelle: Süddeutsche Zeitung, den 04. April 2008 , Seite 31

Vorrang der Arbeit vor dem Kapital

Von Norbert Blüm

Warum die Aufregung über Müntefering? Was er gesagt hat, hat Johannes Paul II. schon kräftiger formuliert. ¸¸Vorrang der Arbeit vor dem Kapital" ist ein Eckstein der Christlichen Soziallehre, den Papst Johannes Paul II. in seiner Enzyklika ¸¸laborem exercens" unmissverständlich - wie andere Päpste vor ihm - hervorgehoben hat.
Globalisierung vollzieht sich als Tanz um die Goldenen Aktienkurse, und die steigen um so mehr, je mehr Arbeitnehmer ein Unternehmen entlässt. 95 Prozent der auf den internationalen Finanzmärkten kursierenden Dollar-Millionen haben mit Wertschöpfung, Produktion oder realem Handel nichts zu tun. Es sind virtuelle Spiele, bei denen Menschen nur als gewinnsteigernde Manipulationsmasse auftauchen.
Institutionelle Anleger haben mit den alten Eigentumsvorstellungen und der daran geknüpften sozialen Verantwortung nichts zu tun. Es gilt der tägliche Kurswert. Und so springen Pensionsfonds von einem zum anderen Unternehmen, von nichts anderem bewegt als von Gewinnaussichten. Hedge-Fonds haben die Börsenspekulation inzwischen zu einer Art Wettspiel perfektioniert. Auf der Strecke bleiben Unternehmer, die sich mit ihren Betrieben identifizieren und zu einer langfristigen Unternehmensperspektive fähig sind. Manager degenerieren zu Filialleitern der Börse. Arbeitnehmer sind lediglich Figuren im globalen Mensch-ärgere-Dich-nicht-Spiel: ¸¸Rausschmeißen" und ¸¸nicht rausgeschmissen werden" lautet die Regel. Sollte jedoch der Globalplayer selber rausgeschmissen werden, wird er durch eine saftige Prämie getröstet, von der Arbeitnehmer nur träumen können (siehe Esser/Mannesmann).
Wer Firmenaufkäufe verhindern will, muss den Kurswert über den realen Wert des Unternehmens steigern. Dafür gibt es ein neues probates Verfahren: Arbeitnehmer ¸¸freisetzen", und schon steigt der Börsenkurs. Bleibt der Kurswert unter dem Realwert des Unternehmens, besteht Übernahmegefahr. Wird das Unternehmen jedoch übernommen, werden Arbeitnehmer nachher entlassen. Es ist wie beim Wettlauf zwischen Hase und Igel. Die Arbeitnehmer sind immer die Verlierer. Glaubt jemand, dieses Spiel ginge noch lange gut? Wirtschaft ohne Vertrauen hat keinen Bestand. Es wird zerlegt und fusioniert, ¸¸filetiert" und ¸¸tiefer ins Fleisch" eingeschnitten, analysiert und manipuliert auf Teufel komm raus.
Das werden sich die Menschen auf Dauer nicht gefallen lassen. Soziale Marktwirtschaft ist keine Kommandowirtschaft. Sie ist auf Zustimmung angewiesen. Schon regt sich Widerstand. Auch bei vernünftigen Unternehmen zeigt sich Unbehagen. Wendelin Wiedeking von der erfolgreichen Porsche-AG macht den Veitstanz des ständigen Rapports an die Börse nicht mehr mit und ärgert so die Analysten, die mit diesem Kaffeesatz ihr Brot verdienen.
Auch im BDI rumort es. Der neue Präsident Jürgen Thumann erinnert die Chefs an die Verantwortung. Sparkassenpräsident Dietrich Hoppenstedt unterscheidet sich wohltuend von Bankchef Josef Ackermann. Dieter Hundt von der BDA singt allerdings weiter sein einfaches Lied von der Kostensenkung. Mehr fällt ihm nicht ein. Offensichtlich überlegt er jede Nacht, welche Teile des Sozialstaates er am nächsten Morgen zur Demontage vorschlagen soll. Arbeitslosenversicherung, Renten-, Unfall- und Pflegeversicherung sollen offenbar an private Anbieter versteigert werden. So einfallslos war noch kein BDA-Präsident. Schleyer, Esser, Murmann - sie waren nicht ohne Gespür für soziale Proportionen. Schleyer war energischer Verfechter für Eigentumsbildung in Arbeitnehmerhand. Er kam leider nicht mehr an sein Ziel.
Der Mittelstand und das Handwerk müssen begreifen, dass ihre Interessen näher bei den Arbeitnehmern liegen als bei Möchtegern-Managern, denen vor allem ihr Einkommen wichtig ist; das ist in vielen Fällen an Börsenkurse angebunden. Sie predigen Wasser und trinken Wein. Nie war der Abstand zwischen Arbeitnehmerlöhnen und Managergehältern höher als heute. Kostensenkung, Kostensenkung, das ist der Refrain der Arbeitgeberlieder. Ignacio Lopez hat nicht nur die Opel-Arbeiter geschunden, sondern auch die mittelständischen Zulieferer geknebelt. Ergebnis: Qualitätsverlust bei Opel. Das Problem ist Gott sei Dank überwunden.
¸¸Made in Germany" war nie ein Billig-Waren-Symbol. Es stand für Qualität. Die Maut-Blamage war nicht kostenverursacht, sondern dem Versagen von zwei Top-Firmen Mercedes und Telekom geschuldet. Auch das Ergebnis der Pisa-Studie hat mit Kosten wenig, aber viel mit unserem Bildungssystem zu tun. ¸¸Wohlstand für alle" war das Programm von Ludwig Erhard. Der wusste, dass Wohlstand für alle nicht aus einer wachsenden Kluft zwischen Managern und Arbeitnehmern entstehen kann. Arbeitnehmer sind nicht nur Kosten-, sondern auch Konsumfaktor. Ohne Arbeitskraft keine Kaufkraft. Globalisierung: ¸¸Ja!" Aber auf dem Boden der Sozialen Marktwirtschaft, nicht auf dem Rollfeld des Kapitalismus.

Die Soziale Marktwirtschaft trägt das Wort ¸¸sozial" nicht als schmückendes Beiwort. Ohne Sozial- und Rechtsstaat gibt es keine funktionierende Marktwirtschaft (Lehrbeispiel: Russland). Globalwirtschaft bedarf eines Ordnungsrahmens wie einst die Volkswirtschaft. Das alte Europa muss ein Modell werden für soziale Ordnung im größeren Rahmen, als der Nationalstaat bieten kann. Europa darf nicht beim Binnenmarkt und der Währungsunion stehen bleiben. Wer nicht weiß, dass Wettbewerb eines moralischen Fundaments bedarf, soll Adam Smith, den Erzvater der Wettbewerbswirtschaft, studieren. Der wusste, dass der Egoismus durch ¸¸moralische Gefühle" gebändigt werden muss. Die Fähigkeit, sich in den anderen hineinzudenken, hielt er für eine Grundbedingung der menschlichen Gesellschaft. Kennt der Neoliberalismus Mitleid?
Die Anerkennung des anderen beginnt mit der Fairness. Marktwirtschaft braucht die Spielregeln der Fairness. Es ist unfair, wenn Deutschland Milliarden in die Europakasse zahlt und daraus Steuersätze in den Beitrittsländern heruntersubventioniert werden, nach denen wir uns die Finger lecken würden. Es ist unfair, wenn deutsche Arbeitgeber die Planungskosten für Arbeitsplatzverlagerungen im Ausland von der deutschen Steuer absetzen können. Schließlich zahlt auch kein Vermieter dem Mieter den Umzug. Es ist unfair, wenn einheimische Arbeitskräfte zu polnischen Arbeitslöhnen beschäftigt werden sollen. Sie zahlen ja auch nicht polnische Mieten und Lebensmittelpreise. Deutsche Unternehmer schicken ihre Kinder auch nicht auf rumänische Schulen.
Die Rosinenpickerei klappt nicht. Löhne wie in Kasachstan und Kaufkraft wie in Düsseldorf funktioniert nicht. Besinnung auf allen Seiten ist angesagt! Für die SPD jedoch gilt: ¸¸An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen." Reden ist Silber. Handeln ist Gold. Hartz IV ist Blech.

 Quelle: Süddeutsche Zeitung Nr.100, Montag, den 02. Mai 2005 , Seite  

Unheimlicher Freund                                                                                                                                               (Sonja Zekri in:  Süddeutsche Zeitung, 30. 06. 2006)

	Es ist eine Transaktion, die das Vorstellungsvermögen der meisten Menschen übersteigen dürfte. Der US-Milliardär Warren Buffett wird der Bill and Melinda Gates Foundation in den nächsten fünf Jahren 31 Milliarden Dollar spenden.  Damit wird sich das Kapital der Gates-Stiftung auf etwa 50 Milliarden Euro verdoppeln. Der Jahresetat liegt nun bei 2,4 Milliarden Euro, doppelt so hoch wie jener der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Der Microsoft-Gründer Bill Gates verteilt mehr Geld, als es Rockefeller, Carnegie oder Soros je taten. Eine so gigantische Stiftung hat die Welt noch nicht gesehen. Geld, hatte Woody Allen einst erklärt, ¸¸ist besser als Armut. Wenn auch nur aus finanziellen Gründen." Bill Gates würden für seine Stiftung noch ein paar andere einfallen.
Mit nur 241 Angestellten und einem weit gespannten Netz von Wissenschaftlern operiert die Gates-Stiftung von Seattle, Washington, aus. 30 Prozent des Etats, der im vergangenen Jahr eine Milliarde Euro betrug, gibt die Stiftung in Amerika aus, den Rest in 100 Ländern von Indonesien bis Irak. Ein Global Player in nie gekannter Größe überragt den weltweiten Markt der Hilfe. […]
 Die Stiftung hat Computer in 1700 mexikanische Bibliotheken gestellt, sie leistet Katastrophenhilfe nach Erbeben wie in Pakistan oder nach Hurrikanen wie Katrina, sie unterstützt eine Universität für arme Frauen in Asien ebenso wie das Museum für Computergeschichte in Mountain View, Kalifornien. Ob dieses Wohlfahrtsimperium ein viel versprechender Weltrettungsversuch ist in einer Zeit, in der die Staaten zwar Millionen versprechen, aber die Entwicklungshilfebudgets eher schrumpfen, oder ob es nur, wie manche höhnen, ein ¸¸Ablass-Kapitalismus" ist, der im besten Fall nichts, im schlimmsten Schlechtes bewirke, über diese Frage bekommt man sehr unterschiedliche Antworten. Verbürgt scheint aber zu sein, dass Gates sich der neuen Aufgabe mit derselben Entschlossenheit verschrieben hat wie allen vorherigen. ¸¸Er ist einer von jenen Autodidakten, die lesen, lesen, lesen. Er liest Hunderte Bücher über Immunologie und Biochemie und Biologie und stellt jede Menge Fragen, und weil er Bill Gates ist, kann er reden, mit wem er will", beschreibt ihn der New-Yorker-Autor Michael Specter.
Nicht einmal Kritiker bestreiten, dass er es geschafft hat, vernachlässigten Krankheiten wie Malaria, Tuberkulose, Gelbfieber und auch Aids wieder die nötige Aufmerksamkeit zu verschaffen. Es sind Seuchen, deren Bekämpfung für Pharmafirmen nicht lukrativ ist, weil sie vor allem im armen Afrika auftreten, dort aber, wie die Zeitschrift Lancet klagte, nach einer Formel von entsetzlicher Schlichtheit: ¸¸Über eine Million Menschen sterben pro Jahr an Malaria, fast zwei Millionen an Tuberkulose, mehr als drei Millionen an HIV/Aids." Nur zehn Prozent aller Forschungsgelder der Welt würden aufgewendet, um die Leiden von 90 Prozent der Weltbevölkerung zu kurieren. Die Stiftung tut, was sie kann, damit dies nicht so bleibt - und hat hierdurch die humanitäre Szene grundlegend verändert. Ganze Branchen wie die Infektionsbiologie finanzieren sich inzwischen mit Geldern aus Seattle. Organisationen, die früher selbst Mittel verteilt haben, verzwergen angesichts der Gates-Milliarden.  Und so hat Fleischer nur Lob für den wissenschaftlichen Amateur Gates, für die schnelle, aber ¸¸gnadenlose" Prüfung der Anträge, Auswahl und Kontrolle: ¸¸Jeder Dollar, den er ausgibt, ist gut ausgegeben."                                                                                                                                      Gerade die Favorisierung der High-Tech-Medizin halten Kritiker Gates vor. Die Stiftung habe ¸¸einen sehr eng gefassten Gesundheitsbegriff, der technische Eingriffe losgelöst von seinem ökonomischen, sozialen und politischen Zusammenhang betrachtet", wendet die Medizinerin Anne-Emanuelle Birn von der University of Toronto in Lancet ein. Armut, nicht mangelnde medizinische Forschung, sei aber laut Weltbank der ¸¸Killer Nummer eins". Manche Ideen, die Gates schön griffig als ¸¸Große Herausforderungen" formuliert habe, könnten die Lage der Armen sogar verschlimmern: Impfstoffe gegen Durchfallerkrankungen könnten den Druck senken, Wasserpumpen zu bauen. Sein Plädoyer für eine neue Nutzpflanze, deren Anbau allein die Massen ernähren würde, sei, wie bei jeder Monokultur, eine ¸¸Anleitung zur Katastrophe". Die Gates-Stiftung, bemängelt Katja Maurer von der Organisation Medico, könne durch ihre schiere Größe die Gesundheitspolitik eines Landes aus dem Gleichgewicht bringen, seine Aktivitäten ¸¸laufen auf eine Schwächung der globalen Institutionen hinaus".  […] So bleibt der heikelste Punkt der uralte Konflikt von Kapital und Moral. Ausgerechnet die Gates-Foundation, berichtet das Wall Street Journal, besitze Aktien an Pharmafirmen wie Merck oder Pfizer, Firmen also, die die Entwicklung billiger Generika stets bekämpft haben. ¸¸Zur Lockerung des Patentrechtes werden Sie von Gates kein Wort hören", sagt Maurer.  
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Sechs Beispiele von Menschen, die trotz Arbeit am Limit leben                                          Süddeutsche Zeitung Freitag, den 04. Januar 2008  Protokolle: Julius Müller-Meiningen


Andrea Maliqi, 33, Angestellte in einem Gartencenter, Bayern: "Ich bin eine Verkäuferin mit Leidenschaft, dieser Beruf macht mir Spaß. Ich war früher selbständig, aber nach meiner Scheidung war ich auf eine neue Arbeit angewiesen. Im Gartencenter habe ich 520 Euro netto im Monat verdient. Das waren fünf Euro Stundenlohn brutto bei 130 Arbeitsstunden pro Monat. Meine Chefs wollten, dass ich 100 Überstunden mache. Ich habe gesagt: Nein, umsonst arbeite ich nicht. Ich wurde ausgenutzt. Mit 300 Euro Unterstützung vom Arbeitsamt, etwas Kindergeld und Unterhalt vom Jugendamt für meine Tochter musste ich über die Runden kommen. Der Vater meiner Tochter zahlt keinen Unterhalt. Ich habe zeitweise kaum gegessen, bin zur Essensausgabe der Straubinger Tafel gegangen. Einmal ging das Auto kaputt, ein anderes Mal der Boiler - wie sollte ich das bezahlen? Ich konnte nicht mehr. Von so einem Stundenlohn kann man kaum leben. Nun lasse ich mich zur Löterin umschulen. Zum Glück gibt es meinen Freund, der mich unterstützt."

Karl Heinz Schweitzer, 47, Lkw-Fahrer aus Pirmasens, Rheinland-Pfalz: "Ich bin nun 31 Jahre in diesem Beruf. Die Löhne bei uns sind teilweise unter Hartz-IV-Niveau. Unser Stundenlohn liegt zwischen 4,91 und 5,65 Euro. 240 bis 320 Stunden Arbeit im Monat gelten als normal. Die Tarife lauten aber ganz anders. Leider sind die meisten Transportunternehmer nicht tarifgebunden. Im Osten fahren Leute für 1080 Euro brutto im Monat. Ich habe Glück bei meinem Unternehmen, ich habe am Ende des Monats 1450 Euro netto. Ich habe aber schon viele Frösche küssen müssen, um den Prinzen zu finden. Im Großen und Ganzen ist die Situation untragbar. Wir sind europaweit unterwegs. Mit Glück bin ich freitagabends zu Hause bei meiner kranken Frau und meinen zwei Kindern. Wir drehen jeden Cent dreimal um. Gibt es diese Woche Fleisch? Lieber Dosensuppe, damit wir den Kindern die Fahrt mit der Schule ins Ferienheim bezahlen können. Klamotten werden getragen, bis sie auseinanderfallen. Am Sonntagabend geht die Reise wieder los. Ich lebe die Woche über auf zwei Quadratmetern im Lkw und koche mit einem Gaskocher, weil Raststätten so teuer geworden sind. Es ist ein ständiger Kampf."


Paul Janßen (Name geändert), 37, Hilfskraft bei Obi aus Nordrhein-Westfalen: "Dafür, dass ich nach Geschäftsschluss die Regale einer Obi-Filiale wieder auffülle, bekomme ich einen Stundenlohn von 5,25 Euro. Es ist extrem hart, wie in diesem Unternehmen mit Menschen umgegangen wird. Wir dürfen uns keinen Fehler erlauben. Es ist vorgekommen, dass einer von uns einen teuren Artikel aus Versehen beschädigt hat. Ihm wurde sofort gekündigt. Wir werden getrieben und gehetzt, ob wir nun in einer Stunde Zement oder Lichtschalter zu verräumen haben. Ich arbeite vier Tage in der Woche und komme auf 260 Euro im Monat. Manchmal arbeite ich bis Mitternacht. Es ist nur eine Aushilfsstelle, denn untertags habe ich eine andere Stelle. Ich hatte mir vor ein paar Jahren mit meiner Frau ein Haus als Altersvorsorge gekauft, jetzt ist das Geld knapp geworden, und wir haben Mühe, die teure Stromrechnung zu bezahlen. Die Banken geben uns keinen Kredit mehr. Wir kommen zwar über die Runden. Aber Urlaub ist nicht mehr drin."


Tina Braun (Name geändert), 29, Floristin aus Neubrandenburg: "Ich arbeite seit neun Jahren als Floristin in Neubrandenburg. Bei meiner ersten Stelle wurde mir gekündigt, dann habe ich eine neue Stelle gefunden, wurde schwanger und dann wieder entlassen. Mein Sohn ist jetzt sechs. Uns reicht das Geld hinten und vorne nicht. Mein Lebensgefährte ist arbeitslos und bekommt Hartz IV, ich bekomme einen tariflich festgelegten Stundenlohn von 6,47 Euro, im Monat komme ich auf knapp 900 Euro bei 40 Stunden pro Woche und sechs Arbeitstagen. Wir wohnen in einem Dorf bei Neubrandenburg, deshalb brauche ich dringend ein Auto. Das kostet 200 Euro Benzin im Monat. Im Urlaub geht es mit dem Wochenendticket und meiner Familie zu den Verwandten. Mein Beruf macht mir zu viel Spaß, als dass ich ihn wechseln würde. Es stimmt eigentlich alles, nur reicht das Geld oft nicht. Dann muss ich meine Omi anpumpen. Sie leiht mir schon mal 50 Euro, die bekommt sie dann in Raten zurück."


Wiebke Kortmeier, 23, Friseurin aus Lemgo in Nordrhein-Westfalen: "Von den 1200 Euro, die ich brutto im Monat verdiene, bleiben mir 900 Euro. Ich wusste, dass meine Arbeit schlecht bezahlt ist, obwohl ich schon im dritten Berufsjahr bin. Zum Glück macht mir die Arbeit Spaß. Vor allem, dass ich viel mit Menschen umgehen kann. Aber mit meinem Verdienst ist das Auskommen wirklich schwierig. Nach allen Abgaben wie den Kosten für Miete, Auto und Versicherung bleiben mir noch 200 Euro zum Leben. Manchmal kommt etwas Trinkgeld der Kunden dazu. Meine Eltern zahlen mir die Hausratversicherung, gelegentlich esse ich bei ihnen. Weggehen ist nicht. Am Monatsende stehe ich bei plus/minus null da, eher minus. Wenn ich in der Früh aufwache, freue ich mich auf die Arbeit. Aber wenn Rechnungen kommen, wird mir oft ganz anders."


Nadine Busch (Name geändert), 36, Bürokraft aus Nordrhein-Westfalen: "Ich habe zwei Kinder und habe mich lange auf verschiedene Stellen beworben. Es hagelte Absagen, deshalb musste ich das Angebot von Edeka annehmen. Dort arbeite ich durchschnittlich 40 Stunden im Monat und bekomme einen Stundenlohn von 6,30 Euro. Ohne meine Eltern und die Schwiegereltern ginge gar nichts, denn sie kümmern sich um die beiden Kinder, wenn ich arbeite. Mit zwei Kindern müssen Sie nehmen, was Sie kriegen, denn Kinder sind im Lebenslauf ein Manko. Ich bekomme kein Geld, wenn ich krank bin, Weihnachtsgeld gibt"s nicht. Mein Mann ist Kraftfahrer und verdient nur ausreichend, weil er so viele Stunden macht. Durchschnittlich 240 im Monat. Wir haben zu viert 1900 Euro netto zur Verfügung. Im Urlaub waren wir seit fünf Jahren nicht mehr. Für die Arbeit brauchen wir zwei Autos, Benzin ist teuer. Mein Mann hat zu rauchen aufgehört, ich gehe seltener zum Friseur, seltener ins Kino. Auswärts essen ist nicht mehr drin."
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                           Bürger können sich weniger leisten

 Viele Bürger in Deutschland haben den Eindruck, dass ihnen immer weniger Geld zum Ausgeben bleibt, während auf der anderen Seite Konzerne Milliardengewinne einstreichen und die Chefs in vielen Unternehmen ihre Gehälter zuletzt kräftig erhöht haben. 75 Prozent der Bevölkerung kommen deshalb zu dem Schluss, die Politiker kümmerten sich zu wenig darum, dass es gerecht zugeht in Deutschland. Das besagen zumindest Umfragen. Durch die jüngsten Zahlen des Statistischen Bundesamtes dürften sie sich nun bestätigt fühlen.Die Statistiker in Wiesbaden stellten am Montag fest: Jeder private Haushalt verfügte 2005 im Durchschnitt über 33 700 Euro netto pro Jahr. Das entspricht einem Plus von etwa 30 Prozent verglichen mit den 26000 Euro vor 15 Jahren. Aber "real, das heißt nach Abzug von Preissteigerungen für die Lebenshaltung, stand den Haushalten 2005 im Durchschnitt zwei Prozent weniger Einkommen zur Verfügung als 1991", heißt es in einer Mitteilung des Bundesamtes. Die Statistiker bezogen alle Einkünfte der Haushaltsmitglieder ein, also neben Lohn und Gehalt auch Rente, Arbeitslosengeld, Miet- oder Kapitaleinkünfte.Als ein Grund für das Minus bei den Realeinkommen gelten die eher mäßigen Lohn- und Gehaltssteigerungen. Nach Berechnungen des gewerkschaftsnahen WSI-Tarifarchivs stiegen die tariflichen Bruttoeinkommen in den vergangenen 15 Jahren um 43 Prozent. Nach Abzug der Inflation ergibt sich jedoch nur ein Plus von 8,3 Prozent. Selbst diese Zahl vermittelt nach Ansicht von Reinhard Bispinck, Tarifexperte des WSI in der Hans-Böckler-Stiftung, aber noch einen zu positiven Eindruck: "Die Tariflöhne sind das eine, die tatsächlich gezahlten Löhne das andere." Da die Letzteren tendenziell nach unten gegangen seien, spiegele sich dies auch in den Einkommen der privaten Haushalte wider.Ein Sprecher des Statistischen Bundesamtes nannte als weiteren Grund für das gesunkene Real-Einkommen steigende Sozialbeiträge. So hätten zum Beispiel die Sozialbeiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Jahr 1991 zusammen 29,9 Prozent des Arbeitnehmerentgelts ausgemacht. Im Jahr 2005 lag dieser Wert bereits bei 32,8 Prozent. Da die Arbeitnehmer davon in etwa die Hälfte zahlen, schlägt dieser Anstieg ebenfalls auf die Nettoeinkommen durch.

Auffällig in der Statistik des Bundesamtes ist, wie unterschiedlich sich das Nettoeinkommen je nach der sozialen Stellung des Haupteinkommensbeziehers entwickelt hat. Demnach verzeichneten Arbeiter, Beamte und Nicht-Erwerbstätige den geringsten Anstieg. Bei Selbständigen war das Plus dagegen am größten. Für den WSI-Einkommensexperten Claus Schäfer ist dies ein "ein Beweis dafür, dass die Spreizung der Einkommen in Deutschland zunimmt und sich die Schere zwischen Reich und Arm weiter öffnet". Nach neuen Daten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) verfügt das oberste Zehntel der Haushalte über rund die Hälfte des Privatvermögens, die untere Hälfte über weniger als vier Prozent.Nach Ansicht von Schäfer zeigen die Zahlen des Bundesamtes, dass die "Umverteilungspolitik in den vergangenen 15 Jahren" nicht funktioniert habe. "Hohe Einkommen und Gewinne von Unternehmen wurden steuerlich überproportional entlastet, während Arbeitnehmerhaushalte mit steigenden Sozialabgaben belastet wurden und zugleich geringe Tariferhöhungen hinnehmen mussten." Dies habe die Wirtschaft ankurbeln und Arbeitsplätze schaffen sollen. "Aber genau das Gegenteil ist passiert", sagte Schäfer. Hagen Lesch, Tarifexperte des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirtschaft, wies diesen Vorwurf zurück.  

Quelle: Süddeutsche Zeitung, den 28. November 2006 , Seite 21

Soziale Herkunft entscheidet über Schulerfolg

Neue Auswertung der deutschen Pisa-Tests: Die Chancen sind ungleich verteilt


Berlin (dpa) - Die soziale Herkunft entscheidet in Deutschland immer stärker über den Schulerfolg eines Kindes. Dies geht nach Informationen der Deutschen Presse-Agentur (dpa) aus dem zweiten Pisa-Bundesländer-Vergleich hervor, den die Kultusminister an diesem Donnerstag in Berlin vorstellen. Danach hat selbst bei gleichem Wissensstand und Lernvermögen ein 15-jähriger Schüler aus reichem Elternhaus eine vier Mal so große Chance, das Gymnasium zu besuchen und damit das Abitur zu erlangen, wie ein Gleichaltriger aus einer ärmeren Familie. Insgesamt ist der Wissensvorsprung der 15-jährigen Schüler aus der Oberschicht (Akademiker, Führungskräfte) laut der neuen Pisa-Untersuchung im Vergleich zum ersten Test aus dem Jahr 2000 noch deutlich gewachsen.
Bereits der erste Pisa-Test hatte belegt, dass in keinem anderen Industriestaat der Welt das Schulsystem bei der Förderung von Arbeiter- und auch Migrantenkindern derart versagt wie in Deutschland. Auf dem Weg zum Abitur ist in Bayern die Chancenungleichheit besonders stark ausgeprägt. Kinder aus der Oberschicht haben dort eine 6,65 Mal größere Chance, das Gymnasium zu besuchen und die Reifeprüfung abzulegen, als Schüler aus einem Facharbeiterhaushalt. Für diesen Vergleich wurden nur die 15-Jährigen herangezogen, die über gleiche Fähigkeiten in Mathematik und in der Basisqualifikation Lesen/Textverständnis verfügen. In Bayern legen nur 21,6 Prozent eines Jahrgangs das Abitur ab. Im Bundesschnitt sind es 27 Prozent.
Mit einem Wert von 6,16 kommt Sachsen-Anhalt auf den vorletzten Platz dieses Bundesländer-Vergleichs über Chancengleichheit und soziale Durchlässigkeit. Dabei hatte gerade Sachsen-Anhalt seine reinen Schülerleistungen beim jüngsten Pisa-Test erheblich steigern können. Diese Ergebnisse waren von den Kultusministern bereits im Juli veröffentlicht worden. Bundesweit waren dabei Leistungszuwächse nur an den Gymnasien ermittelt worden. Und: Dort, wo die Leistung zunahm, wuchsen auch die sozialen Ungerechtigkeiten.
Ins Auge springt das schlechte Abscheiden von Nordrhein-Westfalen, wo Kinder aus reichen Familien eine 4,35 Mal größere Abiturchance haben. Mit der forcierten Gründung von Gesamtschulen hatte das bevölkerungsreichste Bundesland versucht, den engen Zusammenhang von Schulerfolg und sozialer Herkunft aufzubrechen. Zieht man jetzt für die Bewertung der 16 Schulsysteme in den Bundesländern sowohl die reinen Schülerleistungen als auch die soziale Förderung heran, so gilt Sachsen als der eigentliche deutsche Sieger des zweiten Pisa-Schultests. Der Chancen-Vorteil für Kinder aus reichen Familien ist dort 2,79 Mal so hoch. Auch Arbeiterkinder haben damit eine relativ gute Chance, die Hochschulreife zu erlangen.
Vergleichsweise sozial ausgewogen präsentieren sich bei diesem Vergleich auch die Schulen in Niedersachsen (2,63), Hessen (2,71) und Schleswig-Holstein (2,88). Am besten schneidet Brandenburg mit einem Wert von 2,38 ab. Das Land hatte jedoch beim bundesweiten Vergleich der Schülerleistungen einen der letzten Pisa-Plätze belegt.


Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.251, Montag, den 31. Oktober 2005 , Seite 5
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A,Iley Spfelerinnen wiirfeln mit zwei Wiirfeln. Die Spielerinnen mit den graden Zalilen (Spielerin 2, 4 und 6) haben
zu Beginn 10 Bonbons/Spielchips, die Spielerinnen mit den ungraden Zahlen (Spielerin 1, 3 und 5) haben zu
Beginn 5 Bonbons/Spielchips. .
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Runde 3: Diskriminierung

Alle Spielerinnen erhalten zu Beginn zehn Bonbons/Spielchips. Die Spielerinnen mit den graden Zahlen (Spielerin
2, 4und 6) wiirfeln mit einem Wiizfel, die Spielérinnen mit den ungraden Zahlen {Spielerin 1, 3 und 5) wiirfeln mit
zwei Wiirfeln.
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[image: image7.png]Runde 4: Ausgleich von Startnachteilen/Kompensation

Die Spielerinnen mit den graden Zahlen (Spielerin 2, 4 und 6) haben zu Beginn 10 Bonbons / Spielchips und
wiirfeln mit nur einem Wiirfel; die Spielerinnen mit den ungraden Zahlen (Spielerin 1. 3 und 5) haben zu Beginn 5
Bonbons/Spielchips und wiirfeln mit zwei Winrfeln.
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Runde 5: Wieviel Gleichheit braucht die Gerechtigkeit?

vErﬁﬁg‘ien Sie selbst neue Regeln und bégrﬁ‘ndén Sie, warum diese Regeln Ihﬁen am chesten als gerecht erscheinen.
Sie sind in der Regelerfindung véllig frei - Sie kinnen Sozialabgaben einfithren, Koalitionen erlauben, die
Teilnahme am Spiel von Bedingungen abhiingig machen etc.

Spielen Sie nun das Spiel nochmals in zehn Wurfrunden nach den neuen Regeln,
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Halten Sie Thre Spielerfahrung schriftlich in Stichpunkten fest: Erscheinen Ihnen die Regeln auch jetzt noch
gerecht? Was miisste gegebenenfalls ,nachgebessert” werden? Warum?




                                                                                                                                

                                 





Wer bekommt wie viel?

Bruttomonatseinkünfte 2005 in Euro

Michael Schumacher, Rennfahrer 

4.800.000

Josef Ackermann, Deutsche Bank
            990.000

Michael Ballack, Fußballspieler


   665.000

Heidi Klum, Model




   620.000

Herbert Hainer, adidas


            345.000

Harald Schmidt, Entertainer

            320.000

Hubertus Erlen, Schering



   295.000

Jan Ulrich, Radprofi



             250.000

Angela Merkel, BKanzl.


              20.380

Edmund Stoiber, MP




     18.170

Horst Köhler, BPräs.




     17.750

Marietta Slomka, Moderatorin

              10.000

Kersten Borchers, Assistenzarzt


       3.400

Steffen Wagner, Metallarbeiter


       3.300

Deutscher Durchschnittsverdiener

       2.400


Volker Bromme, Straßenfeger


       1.600

Steffi Saloni, Kassiererin


                1.150

(Aus: Die ZEIT, 30. 03. 2006, S. 24)

Löhne und Steuern



 Vergütung von DAX-Vorständen 2007

(Aus: Süddeutsche Zeitung, 04. 04. 2008, S. 31)

	Vorstandsvorsitzender /  Unternehmen
	Gesamt in €
	Änderung geg.Vorjahr 

in %
	Alle Vorstände

	Josef Ackermann /

Deutsche Bank
	13.981.492
	   +5,8
	33.182.395

	Dieter Zetsche /

Daimler
	10.013.989
	 +40,0
	33.754.491

	Wolfgang Reitzle /

Linde
	  8.058.840
	   +8,4
	16.886.795

	Klaus Kleinfeld /

Siemens
	  6.082.028
	
	41.656.775

	Henning Kagermann /

SAP
	  5.913.300
	 +36,0
	24.977.600

	Wulf Bernotat /

Eon
	  5.331.519
	   +8,1
	20.430.394

	Jürgen Hambrecht /

BASF
	  5.212.000
	 +25,8 


	28.018.000

	Michael Diekmann /

Allianz
	  5.200.000
	    -1,9
	38.823.000

	Martin Winterkorn /

VW
	  4.925.996
	
	15.660.736

	Herbert Hainer /

Adidas
	  4.698.000
	  +24,0
	11.127.000

	Michael Frenzel /

TUI
	  4.478.300
	+124,3
	16.391.700

	Werner Wenning /

Bayer
	  4.443.661
	  +28,1
	11.721.659

	Klaus Zumwinkel /

Deutsche Post
	  4.311.181
	   +1,7  
	22.062.162

	Ekkehard Schulz /

Thyssen-Krupp
	  4.022.000
	 +15,5  
	25.432.000

	Norbert Reithofer /

BMW
	  3.754.422
	 +38,4
	15.184.330

	
	
	
	

	Alle 30 DAX-Unternehmen
	139.430.804
	
	559.251.900

	
	
	
	

	
	
	
	


"Gerechtigkeitsspiele"

Quelle: Süddeutsche Zeitung Nr.142, Freitag, den 23. Juni 2006 , Seite 16

Die Weltsicht vieler Psychologen und Verhaltensforscher ist beschränkt. Wenn sie in Experimenten menschliche Vorlieben oder Reaktionen testen, rekrutieren sie ihre Versuchspersonen häufig aus einer kleinen Minderheit: Studenten der ersten Studienjahre an Universitäten in westlichen Industrieländern. Wenn es um grundlegende Verhaltensmuster gehe, so rechtfertigen die Wissenschaftler ihre Auswahl meist, wird dieser Ausschnitt schon repräsentativ sein.Doch nun haben Forscher von zwölf amerikanischen Universitäten und einer Hochschule in Kolumbien mit diesem Prinzip gebrochen - und festgestellt, dass die Studenten beim Thema Altruismus kein schlechtes Beispiel sind. Die Wissenschaftler haben ein standardisiertes Spiel in 15 Gesellschaften auf fünf Kontinenten ausprobiert: zum Beispiel in Ghanas Hauptstadt Accra, bei Fischern auf Fidschi, Eingeborenen im bolivianischen Regenwald, Bewohnern der sibirischen Taiga, Bürgern des US-Staats Missouri und einem Nomadenvolk in Tansania. Und zum Vergleich auch in einer der üblichen Gruppen von Studenten. Sie alle reagieren ähnlich: Sie erzwingen altruistisches Verhalten, indem sie Schmarotzer bestrafen, und nehmen dabei auch Kosten auf sich. ¸¸Man entwickelt sich eben zu einem kooperativeren Wesen, wenn man in einer Gesellschaft aufwächst, in der es Strafen gibt", sagt Joseph Henrich von der Emory University in Atlanta, der Erstautor der Studie.Das gilt offenbar auf der ganzen Welt. ¸¸Der internationale Vergleich macht das zu einer einmaligen Studie", sagt Ernst Fehr, Wirtschaftsforscher an der Universität Zürich, der Altruismus und Kooperation mit dem gleichen ökonomischen Spiel erkundet hat. ¸¸Sie zeigt, dass es überall auf der Welt starke Gleichheitsnormen gibt, auf deren Einhaltung die Menschen bestehen."Die Forscher haben ihre Versuchspersonen bei drei Spielen beobachtet (Science, Bd. 312, S. 1767, 2006). 

Zunächst ¸¸Ultimatum", bei dem zwei Teilnehmer einen Geldbetrag teilen sollen: Der eine bietet dem anderen einen Anteil an; willigt der zweite ein, bekommen beide das Geld, lehnt er jedoch ab, bekommt keiner etwas. Dabei ging es jeweils um einen durchschnittlichen Tagesverdienst in dem Land, also nicht um kleine Beträge, um die Studenten in westlichen Ländern spielen. Kalte wirtschaftliche Logik diktiert, dass der zweite jedes noch so kleine Angebot annehmen sollte. Doch Experimente dieser Art zeigen immer wieder, dass die meisten Menschen zum eigenen Schaden den Partner bestrafen, wenn er die Situation ausnutzt. Und dass darum kaum jemand miese Angebote macht.Dabei kommt es nicht einmal auf den Betrag an: Steigt der Einsatz auf drei Monatsgehälter, reagieren die Menschen so wie bei einem Taschengeld. Das passiert auch bei Henrichs 15 Gesellschaften: 56 Prozent der Teilnehmer wiesen ein Angebot von einem Zehntel des Tagesverdienstes zurück. Allerdings gab es Ausnahmen: Die Tsimane in Bolivien oder die Bewohner des Dorfes Isanga in Tansania akzeptierten praktisch alle Gebote von zehn Prozent an. Dagegen lehnten bei Völkern wie den Gusii oder den Maragoli in Kenia nahezu alle Teilnehmer jedes Angebot unter 40 Prozent ab.Bei diesem Spiel stießen die Forscher auch auf ein Phänomen, dass sie von ihren westlichen Studenten überhaupt nicht kannten: Bot der erste Spieler zu viel an, wurde er auch bestraft. Bei den Teilnehmern in Accra und den Sanquinanga in Kolumbien verweigerten jeweils mehr als 30 Prozent die Annahme von Beträgen über 70 Prozent des Einsatzes; vier weitere Gruppen reagierten ähnlich, aber nicht so heftig. ¸¸Da wird die Gleichheitsnorm eben in beide Richtungen streng ausgelegt", sagt Ernst Fehr. ¸¸In solchen Gesellschaften verschuldet man sich womöglich, wenn man ein Geschenk annimmt." Allerdings verliefen die Transaktionen völlig anonym, weder Spieler Eins noch Spieler Zwei wussten, wer am anderen Ende saß.

Die Bereitschaft, andere für Fehlverhalten zu bestrafen, testeten die Forscher um Henrich auch mit einem anderen Spiel, einer Variante von ¸¸Ultimatum" für drei Spieler: Wieder bot der erste einen Anteil vom Einsatz an, das der zweite diesmal annehmen musste. Ein dritter aber, der ohne jede Bedingung Geld bekommen hatte, konnte sich entscheiden, Spieler Eins für ein mickriges Angebot zu bestrafen: Diese Strafe kostete ihn ein Zehntel eines Tagesverdienstes, beim Bestraften wirkte sie sich als dreimal so hoher Abzug aus. Diese Möglichkeit nutzen zehn der 13 Gruppen, die an diesem Spiel teilnahmen, intensiv: Meist erschienen ihnen erst Angebote ab 40 oder 50 Prozent akzeptabel. Auch Völker wie die Shuar in Ecuador und die Bewohner von Isanga, die bei ¸¸Ultimatum" niedrige Angebote geschluckt hatten, bestraften solche Vorschläge nun als ¸¸unbeteiligte Dritte".

Ein drittes Spiel schließlich erlaubte es den Forschern, einen weiteren Aspekt der Gesellschaften zu erkunden: "Diktator" funktioniert wie ¸¸Ultimatum", bloß dass Spieler Zwei keine Möglichkeit hat, das Angebot zurückzuweisen und den anderen zu bestrafen. Hier zeigte sich die Stärke der Gleichheitsnormen in einer Gesellschaft und letztlich der Altruismus. Nur in zwei Gruppen lag der mittlere Vorschlag jetzt unter 30 Prozent, bei den Tsimane in Bolivien und den Hazda in Tansania. Acht Gruppen boten zwischen 30 und 40 Prozent und der Rest zwischen 40 und 50 Prozent: Am großzügigsten waren die Bewohner ländlicher Regionen von Missouri. Auffällig war hier besonders das Verhalten der Gusii aus Kenia: Obwohl sie in beiden anderen Spielen Vorschläge unter 40 Prozent rege bestraft hatten, bot die überwiegende Mehrzahl bei ¸¸Diktator", wo keine Sanktionen zu erwarten waren, nur 30 Prozent an. Anhand solcher Daten konnten die Forscher aus dem Vergleich der Kulturen auch allgemeine Schlüsse ziehen. Es war nicht nur so, dass alle Völker die Möglichkeit der Bestrafung kannten und nutzten, sie stand auch in Beziehung zum Altruismus: Je größer die Neigung, Schmarotzer auf eigenen Kosten zu bestrafen, desto größer waren tendenziell die altruistischen Angebote, wenn keine Strafe drohte. ¸¸Das ist für die Sozialwissenschaften eine erstaunlich klare, und vor allem signifikante Beziehung", lobt Ernst Fehr. Und Özgür Gürerk von der Universität Erfurt, der vor kurzem auch in Science eine ähnliche Studie veröffentlich hatte, ergänzt: ¸¸Es scheint große Rachegefühle zu geben, wenn sich jemand unfair verhält. Andere Forscher haben auch schon herausgefunden, dass die Menschen ein Belohnungsgefühl empfinden, wenn sie jemanden bestrafen, obwohl sie dadurch einen Verlust erleiden." CHRISTOPHER SCHRADER

Das Insel-Spiel

(Gekürzt aus: Politik & Unterricht, Heft 2/3 2006. S. 9 ff)

Im Insel-Spiel – entworfen von Susan Strange - werden die Schüler  in eine Situation versetzt, in der die gewohnten Regularien nicht mehr gültig sind. Sie werden damit konfrontiert  auf einem Kreuzfahrtschiff einen Südseeurlaub zu verbringen. Das Schiff gerät - aus welchen Gründen auch immer - in eine Katastrophensituation und wird untergehen. Ein Teil der Touristen und der Besatzung des Schiffes kann sich mit Rettungsbooten in Sicherheit bringen, andere Schiffbrüchige versuchen schwimmend an Land zu kommen. Nach dem Schiffsuntergang erfolgt ein Szenenwechsel. Drei schiffbrüchige Gruppen haben sich an unterschiedlichen Stellen einer großen Südseeinsel gerettet, ohne voneinander zu wissen. Dort sind sie gezwungen, sich Regeln des Zusammenlebens zu geben, d.h. auch: Gerechtigkeitsvorstellungen zu entwickeln und anzuwenden. Das Spiel ist von Rawls' Konzeption des Naturzustands und von Dworkins Konzeptionen inspiriert.                                            Traumreise Teil I
Die Schülerinnen und Schüler sitzen auf dem Boden des Klassenzimmers und schließen die Augen (CD mit Meeresrauschen, auf einem Tisch ein Teller mit Früchten):

Die Lehrperson:                                                                                                                                    "Wir befinden uns an einem großen Hafen. Einige Seemöwen kreischen leise im säuselnden Wind. Ein großes Luxusschiff mit dem Namen Earth 3000 legt leise brummend an. Langsam wird die Schiffstreppe ausgefahren und wir betreten das Schiff (im Hintergrund ertönt jetzt Partymusik, die zunehmend lauter wird). Wir betreten mit den anderen Reisenden den großen, hell ausgeleuchteten Partysaal des Schiffes und lauschen der Begrüßungsrede des Kapitäns."                                                                                                                                             [Die Lehrperson begrüßt die Anwesenden auf dem Luxusdampfer. Die Schüler wachen auf, bewegen sich zum Rhythmus der Musik und bedienen sich an der Bar.]

 Traumreise Teil II.  Die Lehrperson: 
"Müde begeben wir uns zurück in unsere Kojen (Schüler schließen die Augen). Wir hören die Geräusche der Wellen, die an den Schiffsbug klatschen. Langsam beginnt das Schiff zu schwanken. Ein Sturm zieht auf. Das Prasseln des Regens wird immer stärker. Plötzlich ertönt ein lauter Knall. Alle Lichter gehen aus. Ihr werdet aus Eurem Schlaf gerissen und lauscht angespannt den Anweisungen des Kapitäns: ›Achtung, Achtung! Bewahren Sie bitte Ruhe und gehen Sie zügig aus Ihren Kabinen. Unser Schiff hat Schlagseite bekommen und ist nicht mehr manövrierfähig! Bitte begeben Sie sich an Deck und entsprechend Ihrer Ausweisfarben in die Rettungsboote (grüne Ausweise = grünes Boot). Rudern Sie so gut Sie können. Ich wünsche Ihnen viel Glück.‹"

Die Klasse kann zur Durchführung des Spiels in vier Gruppen – drei Gruppen von Schiffsbrüchigen und eine Art 'Kontrollgruppe' – geteilt werden. Die Mitglieder jeder Gruppe erhalten die folgenden Spielkarten mit Fragen und Arbeitsanweisungen. 

Kartonbögen und Stifte bzw. bunte Kreide sollten bereitgehalten werden. 

Spielkarte 1: Wie kann das Überleben gesichert werden?  (Elementare Kooperationsregeln)

Spielkarte 2. Wie ist das Zusammenleben organisiert?  (Gesetze, Gebote, Verbote, Staat)

Spielkarte 3: Wer wird wofür wie entlohnt?   (Verteilungsprinzipien)

Spielkarte 4: Wer darf auf die Insel? Welche Bedingungen muss er erfüllen?  (Asylrecht)

                                                             Ein Fall gerechter Verteilung

Ein Team von acht Studenten erarbeitet zusammen ein Buch. Das Buch wird ein Erfolg und bringt  80.000 € ein. Es stellt sich nun die Frage, wie das Geld unter den Studenten gerecht aufgeteilt werden kann. Die acht  Teammitglieder haben das Projekt in langer gemeinsamer Arbeit  beraten und durchgeführt; bestimmte Dinge wurden aber von einzelnen Mitgliedern gemacht:

· Ali hatte die grundlegende Idee zu dem Buchprojekt.

· Beate hat den Kontakt zum Verlag geknüpft und die Verhandlungen geschickt geführt.

· Chris und Doris haben das Material für das Buch recherchiert, wobei Chris sehr viel Zeit investierte, aber nur wenig verwertbares Material fand; Doris investierte nur halb so viel Zeit, hatte aber einen guten Riecher und fand rasch das entscheidende Material.

· Eva und Felix verarbeiteten das Material zu Texten.

· Gert und Hannah gaben das Material in den Computer ein und machten den Umbruch. Gert erstellte dabei vor allem das Textverarbeitungsprogramm, während Hannah den Text eingab.

Aufgabe:

                       Verteilen Sie den Gewinn von 80.000 € gerecht unter den Studenten:

	Ali:

	

	Beate:

	

	Chris:

	

	Doris:

	

	Eva:

	

	Felix:

	

	Gert:

	

	Hannah:


Zum Verhältnis von Gerechtigkeit und Gleichheit – zehn Fälle

Welche der folgenden Fälle halten Sie für gerecht, welche nicht? Begründen Sie Ihr Urteil.

1. Alle Berufstätigen zahlen, unabhängig von ihrer Einkommenshöhe, den gleichen Steuersatz 

    von 20 %.

2. Alle Autofahrer zahlen, unabhängig von ihrer Kilometerzahl, die gleiche Autobahngebühr  

     von 100 Euro Jahr.  

3. Alle Volljährigen haben, unabhängig von ihrem Bildungsstand, das gleiche Stimmrecht bei 

    der Bundestagswahl.

4. Alle Abiturienten haben, unabhängig von ihrem Notendurchschnitt im Abitur, das gleiche 

    Recht, sich um jeden Studienplatz zu bewerben.

5. Alle Schüler der Klasse 12 bekommen, unabhängig von ihrem Gewicht und ihrer Größe,  

    die  gleiche Punktzahl, wenn sie im Sportunterricht 6 Meter weit springen.

6. Alle Ladendiebe müssen, unabhängig von der Anzahl ihrer einschlägigen Vorstrafen, die 

    gleiche Strafe von 150€ zahlen.

7. Alle Eltern bekommen, unabhängig von ihrer Einkommenshöhe, das gleiche Kindergeld 

     für ihre Kinder.

8. Alle Bauern erhalten, unabhängig davon, ob ihr Acker Bau-Erwartungsland ist oder nicht,  

     den gleichen Quadratmeterpreis, wenn sie den Acker verkaufen. 

9. Alle schwer Leber-Geschädigten haben das gleiche Anrecht auf eine Leber-

     Transplantation,  unabhängig davon, ob sie viel Alkohol tranken  oder nicht.

10. Alle Dachdecker und Dachdeckerinnen bekommen, unabhängig von ihrem Geschlecht, 

       den  gleichen Lohn.
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Internationale Einkommensunterschiede


Ein Ranking








GDP/Kopf in US-$, 2004 -kaufkraftbereinigt


Land                              Wert


USA:                             40.100


Norwegen:		   40.000	


Hongkong:		   34.200


Schweiz:	               33.800		


Deutschland:                 28.700                                                          


Spanien:		   23.300


Ungarn:		   14.900	


Chile:                             10.700


Türkei:                             7.400


Armenien:                        4.600


Indien:			     3.100	


Pakistan:		     2.200


Kenia:			     1.100


Tansania:                            700


Timor:                                 400





(CIA-world-factbook)





Anteile am Welthandel 1953- 2005 in %





Region:         1953     1973     1993     2004





Europa:          34,9       45,4     45,4      45,3





Nordamerika  24,9       17,3     18,0      14,9





Asien:             13,1       14,9     26,1      26,8





Mittel- und        9,8         4,3       3,0        3,1


Südamerika:    





Afrika:               6,5         4,8       2,5        2,6





GUS / andere:10,8        13,3      5,0        7,3





Anteile am Gesamtvermögen, 1995





Haushalte          Durchschnittliche


                          Summe an Geld-  


                          und Immobilien-


                          vermögen in DM





1. Dezil                 - 7.460


2. Dezil                   6.722


3. Dezil                  18.489


4. Dezil	       39.754


5. Dezil:                 81.975


6. Dezil                175.876


7. Dezil                276.280


8. Dezil                373.451	


9. Dezil                500.431


10.Dezil            1.011.165





Nationale Einkommensunterschiede – ein Ranking


Tab:  Monatliche Bruttobezüge, 2002, in Euro





Josef Ackermann                                         583.000


(Vorstandschef Deutsche Bank)                                                                                                            Jürgen Schrempp                               (ca.)  416.000


(Vorstandschef Daimler-Chrysler)





Hubertus Erlen                                             208.300


(Vorstandschef Schering-AG)


Kai-Uwe Ricke                                             108.400


(Vorstandschef Deutsche Telekom)


Versicherungsangestellter                               3.621


Arbeiter in Automobilindustrie.                        2.519


Rentner (durchschnittlich)                               1.002                                                                       Kassiererin im Supermarkt                                 910                                                  Sozialhilfeempfänger (max.)                               340           (Aus: SZ, 13. 12. 2005)
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